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„Qanz anders" (als mit dem mechanischen Künstler) 

„verhält es sich mit dem pädagogisdien und politischen 

Künstler, der den Menschen zugleich zu seinem Ma­

terial und zu seiner Aufgabe macht. Hier kehrt der 

Zweck in den Stoff zurück, und nur weil das Qanze 

den Teilen dient, dürfen sich die Teile dem Qanzen 

fügen.

Der Staat soll nicht bloß den objektiven und gene­

rischen, er soll auch den subjektiven und spezifischen 

Charakter in den Individuen ehren . . .

. . . Der philosophische Untersudiungsgeist„wird" durdi 

die Zeitumstände so nadidrücklich aufgefordert. . ., 

sidi mit dem vollkommensten aller Kunstwerke, mit 

dem Bau einer wahren politischen Freiheit zu be 

schäftigen!

Friedridi Sdiiller
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B ürger beschränkt. A ls nicht zum  B ereich des R echts gehörig w erden 
der interne B ereich des Staates, insbesondere die O rganisations- und 
K om petenzvorschriften sow ie die besonderen G ew altverhältnisse an­
gesehen. D em zufolge sind diese R egeln keine R echtsvorschriften; ihr 
Erlaß ist nicht an die Zustim m ung der V olksvertretung gebunden, 
sondern der V erwaltung als G estaltung des rechtsfreien R aum es 
nach ihrem Erm essen überlassen.

2. In der Zeit des Frühkonstitutionalism us w ird das G esetz in Fort­
w irkung des deutschen Idealism us und des V ernunftrechts zw ar 
noch als A usdruck der allgem einen V ernunft und Endzw eck der 
m enschlichen Freiheit —  so K ant —  oder unm ittelbar als die w irk­
liche Form der Freiheit, in der die sittliche V ernunft zu sich selbst 
kom m t —  so H egel — , bestim m t. D as G esetz ist aber nicht m ehr nur 
der Idee nach an dem R echt und der Sittlichkeit orientiert, sondern 
auf die geschichtliche und soziale W irklichkeit des Staates bezogen. 
Es besitzt als N orm , R ichtschnur oder M aßstab nicht allein w egen sei­
ner Ü bereinstim m ung m it absoluten W erten der V ernunft G eltung, 
sondern zugleich als W illensäußerung der Staatsgew alt. Es ist dic- 
tam en rationis et voluntatis. A ls O rdnung stiftende R egel dient es der 
Festlegung der allgem einen und dauernden O rdnungen in allen ge­
sellschaftlichen V erhältnissen, ist also nicht zw eckgerichtete M aß­
nahm e. G esetzgebung und R echtsetzung sind synonym e B egriffe. 
N ach H egel sind die G esetze „Institutionen des in sie (die Fam ilie und 
die bürgerliche G esellschaft) scheinenden V ernünftigen“0). Ä hnlich 
w ie H egel definiert Lorenz von Stein den G esetzesbegriff. B ei ihm  
tritt jedoch der soziologisch-politische B ezug noch deutlicher hervor. 
D ie Funktion des G esetzes bestim m t er dahin, „die für die ganze G e­
m einschaft gleichm äßig gültigen Prinzipien des G esam tlebens zum  
geltenden R echt zu erheben“7). D er substantielle G ehalt dieses rechts­
staatlichen G esetzesbegriffes spiegelt sich ebenso in der liberalen 
R echtsstaatstheorie w ider, w enn auch ihre V ertreter, vor allem  R obert 
von M ohl, K arl Theodor W elcher und Johann C aspar B luntschli G esetz 
und gesetzgebende G ew alt nicht von der Struktur des Staates, son­
dern von dem V erfassungsbild des politischen Liberalism us bestim ­
m en und dadurch in der N achbarschaft zum vernunftrechtlichen de­
duktiven D enken stehen. W ie die U nterschiede im einzelnen auch 
sein m ögen: D as G esetz bleibt in dieser Periode dem  W esen nach eine 
in der R egel auf D auer angelegte allgem eine V orschrift, die m it der 
sittlichen V ernunft übereinstim m t und gem einsam  von M onarch und 
V olksvertretung beschlossen w ird.

a) H egel, G rundlinien der Philosophie des R echts, 9 263, Zusatz. 
’) L. v. Stein, H andbuch der V erwaltungslehre, 1888, l, S. 102.
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3. Im  Spätkonstitutionalism us tritt unter der H errschaft des juristi­
schen Positivism us ein entscheidender W andel im G esetzesbegriff 
ein. D ie rechtliche Zuordnung von Staat und G esellschaft, die O rien­
tierung an der strukturellen Erkenntnis der konkreten staatlichen 
W irklichkeit treten in den H intergrund. G esetz und M acht w erden 
nicht m ehr aus ihren soziologisch, politisch und historischen Zusam ­
m enhängen verstanden, sondern m ittels form aler K ategorien erfaßt 
und als Form albegriff konstruiert. N ach dem führenden V ertreter 
dieser R ichtung, Paul Laband, liegt die A ufgabe der R echtsdogm a­
tik „in der K onstruktion der R echtsinstitute, in der Zurückführung 
der einzelnen R echtssätze auf allgem einere B egriffe und andererseits 
in der H erleitung der aus diesen B egriffen sich ergebenden Folge­
rungen“8). Zur Lösung dieser A ufgabe führt nach Laband kein ande­
res M ittel als die Logik. D iese unpolitische, begriffsjuristisch neu­
trale B etrachtungsw eise w irkt sich auf die Staatsrechtslehre dahin 
aus, daß sie zur reinen N orm w issenschaft w ird, in der die staats­
rechtlichen Fragen form al-logisch, abstrakt von außen her behandelt 
w erden. D er Staat w ird von der G esellschaft gelöst und die V erbin­
dung zw ischen Staat und G esellschaft als m etajuristische Spekulation 
oder politisches R aisonnem ent angesehen. U nter A nlehnung an die 
im  Pandektenrecht ausgebildeten zivilrechtlichen B egriffe, insbeson­
dere an dem  der juristischen Person, w ird der Staat diesen allgem ei­
nen B egriffen untergeordnet und als eine Staatspersönlichkeit kon­
struiert, der einheitliche W illens- und H andlungsfähigkeit zukom m t. 
A n die Stelle des Staates als objektiv-sittliche O rdnung tritt der 
Staat als „Staatsindividuum “, als organisierter W illensverband, des­
sen W ille sich von dem privatrechtlichen der U ntertanen nur da­
durch unterscheidet, daß er übergeordneter H errschaftsw ille ist. D er 
Staat als oberstes W illensobjekt unter anderen ihm  untergeordneten 
W illensobjekten steht zu seinen U ntertanen nur in einem durch B e­
fehl und G ehorsam bestim m ten G ew altverhältnis. Staat und B ürger 
stehen sich isoliert gegenüber; sie sind nur durch ein rein juristisches 
V erhältnis m iteinander verbunden, in  dem  j eder B ezug auf den  Zusam ­
m enhang einer V ielheit von W illenskräften zum  gem einsam en  H andeln 
fehlt. Schon O tto von G ierke9) hat m it R echt kritisiert, daß diese 
Staatsauffassung zu einer A useinanderreißung  von Inhalt und Form  im  
R echte führen m üsse, w eil der als juristische Person aufgefaßte Staat 
nur der Zurechnungspunkt der staatlichen H errschaftsrechte sei und 
als solcher außer und über das V olk trete, das staatsrechtlich keine 
E inheit und kein Subjekt, sondern nur O bjekt der staatlichen H err-

s) Laband, D as Staatsrecht des D eutschen R eiches, 1911, B and I, S. IX  V orwort.
•) O . v. G ierke, Labands Staatsrecht und die deutsche R echtswissenschaft in  

Schm ollers Jahrbuch, N eue Folge 7, S. 1097 ff; N achdruck der W issenschaftlichen  
B uchgesellschaft D arm stadt, 1961, S. 78 ff.
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schaft sei. D ie K onsequenz dieser positivistischen Lehre ist, daß in 
dem  so konstruierten Staat der G esellschaft nur der unpolitische B e­
reich der W irtschaft und K ultur verbleibt und in ihm  der G rund zur 
Entw icklung des O brigkeitsstaates und eines politisch neutralen oder 
abstinenten B ürgertum s liegt. Sie kam der m ißverstandenen luthe­
rischen Lehre von den zw ei R eichen entgegen, aus der die lutherische 
O rthodoxie auf G rund einer V erklärung des O brigkeitsstaates die 
Lehre von einem  politischen Q uietism us und einer Staatsgläubigkeit 
entw ickelte.

N ach dieser Staatsauffassung m uß sich der G esetzesbegriff in einem  
rein juristischen Form begriff erschöpfen. E inm al w urde der einheit­
liche, dem R echtssatzbegriff gleichgestellte G esetzesbegriff durch 
die U nterscheidung des form ellen und des m ateriellen G esetzes in 
einen doppelten, G esetzesbegriff aufgespalten. U nter form ellem G e­
setz w ird nach der Lehre Labands, Jellineks u. a. lediglich die Form  
verstanden, in der der staatliche W ille erklärt w ird, gleichviel, w as 
der Inhalt des W illens ist. D as form elle G esetz w ird dabei zum G e­
setz schlechthin, so daß es keinen G egenstand des staatlichen Lebens, 
ja keinen G edanken, gibt, der nicht zum Inhalt eines G esetzes ge­
m acht w erden könnte10). D as m aterielle G esetz ist also nur ein m ög­
licher Inhalt des form ellen G esetzes. D iese dualistische Lehre, die - 
das form elle G esetz dem  m ateriellen G esetz neben- oder sogar über­
ordnet, übersieht, daß der form elle G esetzesbegriff lediglich eine 
„abkürzende U m schreibung für eine außergew öhnliche A usdehnung 
der Zuständigkeit gew isser Instanzen“11) ist. Sie ist lediglich A us­
druck der K om petenzproblem atik zw ischen Parlam ent und K rone 
in der konstitutionellen M onarchie oder zw ischen der parlam enta­
rischen G esetzgebung und der V erordnungs- und der V erfügungs­
gew alt der R egierung, w ie sie vor allem  in dem  preußischen B udget­
konflikt der 60er Jahre des 19. Jahrhunderts aufgetreten w ar. D a­
nach w ar für das Zustandekom m en eines G esetzes die M itw irkung 
des Parlam ents erforderlich. In der politischen Entw icklung ging das 
B estreben aber zugleich dahin, den U m fang und die M itwirkung des 
Parlam ents auf alle politischen A kte w ie Steuerbew illigung, A nlei­
hen, Erm ächtigungen, K riegserklärungen, Friedensschlüsse, B egna­
digungen, K onzessionen und sonstige B ewilligungen zu erw eitern. 
A uf G rund dieser historisch-politischen Entw icklung hat sich der B e­
griff des form ellen G esetzes herausgebildet. D ie Form ist hier also 
nur die B edingung für das gültige Zustandekom m en gew isser staat­
licher. A kte, aber nicht m ehr. Es ist som it nicht gerechtfertigt, die 
Form oder das G ehäuse eines G esetzes von seinem rechtlichen In-

M ) Laband, Staatsrecht, B and II, S. 57.
") C arl Schm itt, V erfassungslehre, 1928, S. 144.
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halt loszulösen, sie zu verselbständigen und daraus die Folgerung zu 
ziehen, die W irkung des G esetzes sei unabhängig von seinem Inhalt. 
D ies w ürde auf eine völlige A uflösung des G esetzesbegriffes im  Sinne 
des überkom m enen R echtssatzbegriffes hinauslaufen. Jedes form elle 
G esetz, dem  überhaupt rechtliche R elevanz zukom m t, ist zugleich ein 
m aterielles G esetz, w eil trotz aller V ieldeutigkeit des G esetzesbegrif­
fes überhaupt stets ein rechtlich relevanter Inhalt zu seinen w esens­
notw endigen M erkm alen gehört. D er form elle G esetzesbegriff —  
H ans K elsen 12) hat vorgeschlagen, hier von der G esetzesform  statt 
einem form ellen G esetz zu sprechen —  hat danach nur relativen und 
beschränkten W ert. Er ist nicht m ehr als ein technisches H ilfsm ittel 
zur staatlichen Funktionentrennung und K om petenzverteilung.

Sodann —  das ist die zw eite K onsequenz —  w ird in der positivisti­
schen Lehre der R echtssatzbegriff eingeschränkt. Im w esentlichen 
lassen sich hier drei Spielarten unterscheiden, w obei zum Teil K ri­
terien der einen oder anderen G ruppe kom biniert w erden: 1. das G e­
setz als Schrankenziehung zw ischen den W illenssphären von R echts­
subjekten oder als A bgrenzung der Sphäre der freien Tätigkeit von 
Persönlichkeiten —  so Paul Laband und G eorg Jellinek — , sodann 
2. das G esetz als abstrakte, generelle, positiv-rechtliche A nordnung —  
so G eorg M eyer und C onrad B ornhak — , und schließlich 3. das G e­
setz als den in Freiheit und Eigentum eingreifenden allgem einen 
R echtssatz —  so G erhard A nschütz und M ax von Seydel — . A lle diese 
D efinitionen sind, w ie die kritische A useinandersetzung gezeigt hat, 
unvollständig. Sie begreifen nur einen Teil des objektiven R echts in 
sich. D ie B estim m ung des R echts als soziale Schrankenziehung be­
zieht sich nur auf e i n  e Funktion des R echts. Sie übersieht ebenso 
w ie die vorhin skizzierte Staatsauffassung die Funktion, „das Zusam ­
m enw irken in der m enschlichen G esellschaft zu ordnen, jene festen 
R egeln oder Form en zu schaffen, w elche die aufeinander w irksam en 
W illenskräfte nicht —  negativ —  abgrenzen ..., sondern w elche sie 
—  positiv —  verbinden ..., um durch planm äßige und berechenbare 
V ereinigung der K räfte das zu erreichen, w as den nur gegeneinan­
der abgegrenzten W illen unerreichbar ist“13). In der Struktur dieses 
form alen G esetzesbegriffes lag die G efahr, daß das G esetz bei der 
A bgrenzung der W illenssphären den Spielraum der m enschlichen 
Freiheit w illkürlich bestim m en könne. V or allem aus diesem G rund 
erklärt sich die heute noch geläufige und vielfach benutzte D efini­
tion des G esetzes, die sich an R ousseau und K ant anlehnt, als abstrak­
ter genereller R echtsregel. D abei bezieht sich im  allgem einen die A b-

12) H . K elsen, H auptproblem  der Staatsrechtslehre (1911) u. A llgem eine Staatslehre 
(1925).

“) A lbert H aenel, Studien zum  D eutschen Staatsrecht, n/2, 1888, S. 208.
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über die V erantw ortung des G esetzgebers
W ie sollten G esetze aussehen?)14 

V on Prof. D r. Erw in S tein

I.

W ir alle, die D iener des R echts w ie die Staatsbürger, seufzen unter 
der Produktion von G esetzen, V erordnungen, A nordnungen, A n­
w eisungen —  kurz R echtsvorschriften jeder A rt. In der B undesrepu­
blik D eutschland sin 'd seit ihrem B estehen bis M itte M ai 1964, also 
in einem  Zeitraum  von knapp 15 Jahren, 1664 G esetze ergangen. D a­
von sind kaum ein D rittel allgem eine grundlegende R echtsgesetze im  
herköm m lichen Sinne des klassischen G esetzes; über die H älfte sind 
sog. M aßnahm egesetze, d. h. A nlaßgesetze, Einzelfallgesetze, Inter­
ventionsgesetze oder Plangesetze, die der generellen N orm qualität 
erm angeln: Zu diesen G esetzen treten noch 3667 von der B undesregie­
rung und einzelnen B undesm inisterien erlassene R echtsverordnun­
gen. D iese R echtsvorschriften  füllen 36 314 Seiten des B undesgesetz­
blattes; selbst w enn m an nur den Teil I des G esetzblattes berücksich­
tigt, m achen die R echtsvorschriften, die die B ürger unm ittelbar 
betreffen, im m erhin noch 16 011 Seiten aus. A us diesen Zahlen ergibt 
sich eine jährliche Produktion von durchschnittlich 2500 Seiten. A ber 
dam it ist das G esetzesrecht noch nicht erschöpft. D enn neben diesem  
neuen R echt gelten das alte R echt des K aiserreiches und der W eim arer 
R epublik sow ie die V orschriften des nationalsozialistischen Staates 
und der B esatzungsm ächte unter gew issen V oraussetzungen fort. In­
folge des föderalistischen C harakters der B undesrepublik gesellen 
sich zu diesem K om plex von B estim m ungen noch die G esetze, V er­
ordnungen und andere V orschriften der Länder, die Satzungen und 
Statuten der G em einden, G em eindeverbände und sonstigen K örper-; 
schäften. B und und Länder haben sich daher veranlaßt gesehen, das 
B undes- und Landesrecht festzustellen, nach Sachgebieten zu ordnen 
und zu veröffentlichen. D ie B ereinigung des G esetzesrechts ist noch 
nicht abgeschlossen.

‘) V ortrag, gehalten auf einer Juristentagung in der Evangelischen A kadem ie in  
B ad B oll am  29. .11. 1964.
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D ieses feingesponnene N etz von A rtikeln und Paragraphen bestim m t 
die tägliche A rbeit der R ichter, Staatsanw älte und V erwaltungs­
beam ten, der R echtsanw älte und W irtschaftsberater. V on Jahr zu Jahr 
m üssen sie lernen, um lernen und vergessen. Im  bew ußten Erleben der 
Staatsbürger spielt diese Flut kaum noch eine R olle. W er im V olk 
kennt angesichts dieser H ypertrophie der G esetzgebung ihren Inhalt 
genau? W em  ist dieses G esetzesrecht absolut verpflichtender W ert, da 
es den Zugang zu den K öpfen kaum findet, in die H erzen der B ürger 
nur schw ache Strahlen sendet und in das G ew issen der Staatsbürger 
im m er seltener eindringt? V or dem Tor, das zum G esetz führt, steht 
gleichsam  ein Türhüter und von Saal zu Saal stehen w eitere Türhüter, 
einer m ächtiger als der andere, die alle den Zutritt zum G esetz ver­
w eigern. Ein B ild, das A usgangspunkt einer kleinen Erzählung K af­
kas ist, die die U nzugänglichkeit des G esetzes visionär darstellt.

A ngesichts dieser N ot der G esetzgebung läge es nahe, das N otw en­
dende darin zu sehen, daß der G esetzgeber strenge A bstinenz übe. 
D adurch w ürde die G esetzesm aschine gleichsam selbst zur V erm in­
derung des M assenartikels „G esetz“ führen. D ie dann noch ergehen­
den G esetze w ürden w ieder so grundlegend sein, w ie die auf ehernen 
oder steinernen Tafeln geschriebenen lapidaren N orm en des klassi­
schen A ltertum s. Sie w ürden dann w ieder R echtsqualität zu entfalten 
verm ögen und nicht m ehr nur technische H ilfsm ittel zur B ew ältigung 
der technischen und industrialisierten W elt sein, w ie die roten und 
grünen autom atischen V erkehrszeichen 2), die als allgem eine N orm en 
oder A llgem einverfügungen G ehorsam gebieten.

D iese Patentlösung übersieht jedoch, daß der Zw ang zur um fassenden 
G esetzgebung im  m odernen Lenkungs-, V erwaltungs- und Sozialstaat 
unausweichlich ist. D ie V ielzahl der G esetze ist der Preis, den der 
Staatsbürger heute zur Sicherung von Freiheit und Fürsorge zu zah­
len hat. D enn der Leitgedanke des Staates der G egenw art ist nicht 
m ehr ausschließlich w ie bei K ant „der Zustand der größten Ü berein­
stim m ung der V erfassung m it R echtsprinzipien, als nach w elchem zu 
streben uns die V ernunft durch einen kategorischen Im perativ ver­
bindlich m acht und dem ein Zw eckdenken w ie „das W ohl der Staats­
bürger und ihre G lückseligkeit“ frem d ist3). D er m oderne Staat, vor 
allem der dem G rundgesetz gem äße Staat, hat, w ie Ernst Forsthoff 
treffend bem erkt, die A ufgabe, „um fassend zu planen und zu lenken, 
hier zu brem sen und dort zu fördern, das Starke und das Schw ache in 
dauernden O rdnungen zu vereinigen, D aseinsm öglichkeiten für M il­
lionen zu schaffen und zu erhalten, Sozialfunktionen auszuteilen,

2) R . H offm ann, R echtsproblem e der V erkehrszeichen in JZ 1964, 702 ff. 
a) K ant, M etaphysische A nfangsgründe der R echtslehre, § 49, § 45.

4



unter K ontrolle zu halten oder selbst w ahrzunehm en —  kurzum in­
m itten einer W elt von höchster V erletzlichkeit gestaltend, stabilisie­
rend und ausgleichend zu w irken4)“. D er Sozialstaat als vorsorgender 
und verteilender Staat kann daher aus der N atur seiner A ufgaben in 
seinen legislativen A kten grundsätzlich nicht eingeschränkt w erden. 
D er B ereich der Staatstätigkeit hat sich eben auf G ebiete ausgedehnt, 
die dem liberalen R echtsstaat verschlossen w aren; die G esetzgebung 
m uß heute Lebensbereiche regeln, die der klassischen G esetzgebung 
frem d w aren. W enn aber die Staatsaufgaben die R egelung der öko­
nom ischen O rdnung und die K orrektur sozialer U ngerechtigkeit ein­
schließen, dann kann andererseits dadurch die freie Entw icklung 
A ller in der m odernen Industriegesellschaft gefährdet sein, dann 
kann soziale Fürsorge zur staatlichen B evorm undung führen und in 
bürokratische R eglem entierung ausarten. H ier w iederum einen 
D am m zu errichten, w ird dann zur zusätzlichen A ufgabe der G esetz­
gebung im  Sozialstaat.

Schon diese Ü berlegungen m achen deutlich, daß die B egriffe „G esetz 
und G esetzgebung“ nicht eindeutig und klar bestim m te rechtstheo­
retische B egriffe sind. D er G esetzesbegriff kann nicht von seinen 

, staats- und verfassungsrechtlichen G rundlagen gelöst w erden. M an 
kann ihm keinen allgem eingültigen R ang verleihen, w ie es der ju­
ristische Positivism us des 19. und 20. Jahrhunderts durch seine auch 
heute m eist noch benutzten D efinitionen des G esetzes als abstrakt 
generelle R echtsregel oder als den in Freiheit und Eigentum eingrei­
fenden allgem einen R echtssatz getan hat. W enn aber der V ersuch 
scheitern m uß, das W esen des G esetzes allgem ein rechtstheoretisch 
zu bestim m en, dann lassen sich insofern abstrakte A ussagen darüber, 
w ie G esetze allgem ein aussehen sollten, w ohl kaum m achen. D iese 
Frage läßt sich nur von der geschichtlich-politischen B edingtheit des 
G esetzesbegriffes her beantw orten. D abei zeigt sich, daß der B egriff 
des G esetzes von zw ei M om enten abhängig ist: einm al von der A uf­
fassung über das V erhältnis von G esetz und R echt und sodann von 
der verfassungsrechtlichen Form des Staates. Im R ahm en dieses 
V ortrages kann ich nur die G rundlinien andeuten und m uß auf ein­
gehende B egründung verzichten. A ber schon eine Skizze w ird genü­
gen, um  die radikal veränderte Situation der G egenw art deutlich zu 
m achen und so zum V erständnis für die heute zu lösenden verfas­
sungsrechtlichen und politischen Problem e der G esetzgebung hinzu­
führen.

A uf die konkrete V erfassungslage ist die Staatsrechtslehre erst seit 
der H erausbildung der konstitutionellen M onarchie gerichtet. W ir

4) E. Forsthoff, Lehrbuch des V erw altungsreehts, 1950, I, S. 3 f.
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w ollen deshalb unsere A usführungen m it den staatsrechtlichen Pro­
blem stellungen der frühkonstitutionellen Periode im H inblick auf 
den in ihr ausgebildeten G esetzesbegriff beginnen und dann die 
durch den Spätliberalism us und den W iderstreit zw ischen dem m o­
narchischen und M ilitärstaat und dem  bürgerlichen V erfassungsstaat 
bedingten verfassungsrechtlich-politischen Fragestellungen • behan­
deln5). D aran schließen w ir die D arstellung der V erfassungslage des 
G rundgesetzes und des durch sie veränderten G esetzesbegriffes. D a­
m it haben w ir den W eg freigelegt zur B eantw ortung der Frage nach 
dem  A ussehen des G esetzes und seiner K riterien.

II.

1. In der deutschen konstitutionellen M onarchie w ar das die V er­
fassungskäm pfe des 19. Jahrhunderts beherrschende Them a das V er­
hältnis von Staat und G esellschaft. D er m onarchischen Staatsgew alt 
stand eine unpolitische bürgerliche G esellschaft als Inbegriff der der 
Staatsgewalt unterw orfenen Privatpersonen gegenüber. O bgleich 
Staat und G esellschaft sich hier als selbständige Faktoren gegenüber­
treten, ist deren Trennung nicht endgültig. Für die konstitutionelle^ 
M onarchie bleiben A usgleich und V ersöhnung von Staat und G esell­
schaft entscheidend. D urch ihr Zusam m enw irken w ird die A llgem ein­
heit der G esetze gesichert. Sie ist der A usdruck des A llgem einen in 
der G esellschaft, ihrer A nsichten und G edanken, die für die Zukunft 
verpflichtend sein sollen. R ückw irkung auf die V ergangenheit bleibt 
ausgeschlossen. D as A llgem eine im  geltenden G esetz der staatlichen 
G esellschaft leitet sich also nicht m ehr w ie im  klassischen N aturrecht 
aus dem göttlichen W illen und der V ernunft oder —  w ie bei dem  
konservativen R echts- und Staatsphilosophen Fr. J. Stahl —  aus einer 
zeitlosen m etaphysischen O rdnung her.

D as politische Streben dieser G esellschaft w ar einm al auf die Siche­
rung der individuellen R echtssphäre, sodann auf die M itwirkung im  
Staatsleben gerichtet. A us dieser historischen Lage und politischen 
K onstellation erklären sich Inhalt und U m fang des G esetzesbegriffes 
als Schranke für R egierung und V erwaltung und dam it als G arant 
für die Freiheit der B ürger. D er G esetzesbegriff w ar ein K am pfbe­
griff gegen den Polizeistaat und für die A usdehnung der Zuständig­
keit der ständischen V ertretung gegenüber dem  M onarchen. Er blieb 
auf die B eziehungen zw ischen Staat und U ntertan —  das allgem eine 
G ew altverhältnis —  sow ie auf das V erhältnis zw ischen B ürger und

6) V gl. hierzu vor allem : Ernst W olfgang B öckenförde, G esetz und gesetzgebende 
G ew alt, 1958, Schriften zum  öffentlichen R echt; D ietrich Jesch, G esetz und V er­
w altung, 1951; Peter von O ertzen, D ie B edeutung C , F. von G erbers für die deut­
sche Staatsrechtslehre in Festschrift für R . Sm end, 1962, S. 183 ff.
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straktheit auf den zu regelnden Sachverhalt und die A llgem einheit 
auf den angesprochenen Personenkreis. W enn aber der B egriff des 
generellen G esetzes rein logischer N atur ist, dann m acht diese A llge­
m einheit keine A ussage über seinen Inhalt und auch ein ungerechtes 
G esetz ist m it dem G esetzesbegriff vereinbar, vorausgesetzt, daß es 
nur alle R echtssubjekte trifft, die einer generell abgrenzbaren 
Schicht angehören. W elche w eittragenden Folgen diese A nsicht auf 
die Staatsrechtslehre der W eim arer R epublik hatte, zeigt sich darin, 
daß die herrschende Staatsrechtslehre . dieser Periode nach A rt. 
76 W R V eine V erfassungsänderung jeder A rt „ohne U nterschied des 
Inhalts und der politischen Tragw eite“14) für legitim und m it der 
V erfassungslage für übereinstim m end erachtete. W äre der B egriff 
der A llgem einheit nur in diesem logisch-begrifflichen Sinn zu ver­
stehen, dann m üßten alle sog. M aßnahm egesetze schon aus diesem  
G rund rechtsw idrig sein. D ie dritte Spielart des positivistischen G e­
setzesbegriffes sieht als K riterium  des G esetzes den E ingriff in Frei­
heit und Eigentum an. In W irklichkeit ist diese K lausel keine D efi­
nition des G esetzesbegriffes, sondern nur dessen Einschränkung, da 
sie die B efugnisse der G esetzgebung nicht bestim m t, sondern nur 
aufteilt. D ies geschieht in der A rt, daß alles staatliche H andeln, das 
nicht E ingriff in Freiheit oder Eigentum der B ürger ist, der gesetz­
lichen G rundlage nicht bedarf, m ithin der V erordnungsgew alt der 
V erwaltung überlassen ist und lediglich Eingriffe in Freiheit und 
E igentum  unter dem  V orbehalt des G esetzes stehen. D er verfassungs­
politische Zw eck dieser seit dem Frühkonstitionalism us in den V er­
fassungen enthaltenen Freiheits- und Eigentum sklausel ist danach 
ein doppelter: sie sollte die Stellung des Parlam ents stärken und die 
V eränderung von B esitz und B ildung nur m it Zustim m ung der R e­
präsentanten der G esellschaft gestatten. Infolge der H inw endung zu 
einer egalitären und sozialstaatlichen D enkw eise in der G egenw art 
hat sich eine w esentliche V eränderung der A uffassungen über die 
Stellung des Einzelnen zu der im Staat verkörperten G esam theit 
vollzogen, so daß diese A bgrenzungsform el nicht m ehr ausreichend 
erscheint15). D ennoch erw eist sich die Freiheits- und Eigentum sklau­
sel als so zählebig, daß die R echtsprechung noch heute häufig von ihr 
ausgeht, w enn es sich um die gew ährende oder darreichende V er­
w altung handelt. D ies zeigt sich vor allem  darin, daß die R echtspre­
chung des B undesverw altungsgerichts16) die Frage, ob Subventionen 
der gesetzlichen G rundlage bedürfen, verneint. D er tiefere G rund 
für diese R echtsansicht liegt in der grundsätzlichen Freistellung der

“) G erhard A nschütz, D ie V erfassung des D eutschen R eiches, 1933, S. 403.

“) V gl. B V erfG E 8, 167 .

i‘) D Ö V  1959, 706 ff; B V erw G E 6, 282.
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Exekutive von dem  Erfordernis des G esetzes bei fördernden, begün­
stigenden und verteilenden M aßnahm en, die aber der heutigen V er­
fassungslage nicht m ehr entspricht.

G rundsätzlich ist also nach der positivistischen Staatsrechtslehre, die 
—  w ie gesagt —  bis in die Zeit der W eim arer R epublik vorherrschend 
w ar, der G esetzesbegriff form al-rechtsstaatlicher N atur. Zu den 
einem G esetz eigenen rechtlichen Eigenschaften gehören zw ar U n­
verbrüchlichkeit, U nanfechtbarkeit und A llgem einverbindlichkeit. 
D er generelle C harakter w ird jedoch nur im  form alen Sinne der U n­
bestim m theit von A dressaten und Fällen verstanden, nicht m ehr w ie 
früher im Sinne einer universalen, inhaltlichen und substantiellen  
A llgem einheit. D as W esen des R echtsstaates beschränkt sich jetzt 
darauf, daß jeder Staatsakt auf ein G esetz zurückzuführen ist, das 
sog. Prinzip der G esetzm äßigkeit der V erw altung, w obei es unerheb­
lich ist, ob das positiv-rechtliche G esetz auch der Idee des R echtes 
entspricht. D iesem form alen G esetzesstaat geht es also nicht um die 
V erw irklichung m ateriellen R echtes. G esetz und R echt sind im for­
m alen R echtsstaat getrennt.

4. D ie „H errschaft des G esetzes“ diente nach R echtslehre und Praxis 
hier also in erster L inie dazu, die absolute H errschaft des M onarchen 
durch den V orbehalt des G esetzes einzuschränken, die G esetzm äßig­
keit der V erwaltung zu begründen und das bestehende System  von 
G leichheiten und U ngleichheiten gegen E ingriffe des G esetzgebers zu 
schützen. Es liegt auf der H and, daß dieser G esetzesbegriff in einem  
aktiv sozial-gestaltenden Staat, w ie es die B undesrepublik D eutsch­
land kraft V erfassung ist, nicht als ausreichend und brauchbar an­
gesehen w erden kann, w eil er einm al nicht an dem G erechtigkeits­
gedanken orientiert ist und sodann die. V orsorge, G ew ährung und 
V erteilung nicht als Staatsaufgaben einschließt. N ach dem G rundge­
setz ist die B undesrepublik D eutschland ein dem okratischer und so­
zialer B undesstaat. D ie G rundrechte binden G esetzgebung, vollzie­
hende G ew alt und R echtsprechung als unm ittelbar geltendes R echt. 
D ie G esetzgebung ist an die verfassungsm äßige O rdnung, die voll­
ziehende G ew alt und die R echtsprechung sind an G esetz und R echt 
gebunden. A us diesen G ründen m uß der G esetzesbegriff nunm ehr 
von dieser O rdnung her bestim m t w erden. D abei bedarf es jew eils 
der besonderen Prüfung, w elche staatsrechtlichen Institutionen frü­
herer Zeiten noch der herrschenden V erfassungslage entsprechen und 
sich in die neue O rdnung einfügen.

D as w ird besonders evident, w enn m an sich bew ußt w ird, daß in 
der freiheitlichen D em okratie des G rundgesetzes Staat und G esell­
schaft nicht m ehr zw ei sich gegenüberstehende Faktoren sind, w ie
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im  19. Jahrhundert, sondern einen m enschlichen V erband bilden, in 
dem Staat und G esellschaft untrennbar zusam m engehören. A m  
augenfälligsten  zeigt sich dieses V erhältnis daran, daß das Parlam ent 
die Interessen der pluralistischen G esellschaft nicht m ehr gegen den 
Staat, d. h. gegen einen M onarchen als H errschaftsperson und die 
Exekutive vertritt, sondern durch die R epräsentanten der pluralisti­
schen G esellschaft deren Interessen ausgleicht und die G esellschaft 
in den Staat integriert. So gesehen bleibt der Staat und dam it auch 
seine G esetzgebung und V erwaltung jew eils von der m oralisch-poli­
tischen H altung seiner B ürger abhängig. Entartet der M ensch, dann 
verfällt der Staat. D ie Entartung und Entw ertung des Staates ist so­
m it in W ahrheit eine Pathologie des M enschen und der Erziehung. 
D as ist keine neue Erkenntnis, sondern uralte platonische W eisheit. 
S ie ist niedergelegt in der Politeia, in der Platon staatliches Sein und 
Leben des E inzelnen, Zustand des G em einwesens und G rundhaltung 
der B ürger in eins gesetzt hat.

D ie R ealität und Einheit des Staates kann daher heute nur von den 
in ihm  verbundenen M enschen verstanden w erden, deren W ürde der 
Staat nach der ersten Fundam entalnorm  des G rundgesetzes zu ach­
ten und zu schützen hat. D er Staat der G egenw art ist deshalb seiner 
N atur nach nicht eine für sich bestehende E inheit, die ihren A usdruck 
in dem Staatsapparat findet, der ausschließlich durch die M erkm ale 
der H errschaft, der Ü ber- und U nterordnung und den G ehorsam  be­
stim m t ist. D enn dies ist nur der eine B ereich. N eben ihm steht der 
B ereich des Politischen als der G esam theit der staatlichen Leberis- 
vorgänge, in denen nach einem W ort U lrich Scheuners „die eigent­
lichen K ernvorgänge des K am pfes um  die Leitung im V olk und der 
D urchsetzung der eigenen A uffassung sow ie die Tätigkeit der m it 
der Leitung des Staates betrauten R epräsentanten und A genten sich 
abspielen“17). D a das Parlam ent durch seine G esetzgebung ebenfalls 
derartige B efugnisse ausübt, diese also der R egierung nicht V orbe­
halten sind, ist heute auch das Parlam ent B estandteil des sog. Staats­
apparates.

A us diesen G ründen bleibt der Staat seinem W esen nach auf die 
gesellschaftliche V ielheit der M enschen angew iesen und die staat­
lichen Zw ecke sind m enschliche Zw ecke. Er ist keine organische Ein­
heit, keine transpersonale W esenheit, sondern nur eine organisierte  
E inheit, die in und durch die einzelnen Staatsbürger existiert, die aus 
dem Zusam m enw irken zw ischen R egierenden und R egierten auf 
G rund der verfassungsm äßigen O rdnung entsteht und die in seinen

,7) U . Scheuner, D as W esen des Staates und der B egriff des Politischen in der neue­
ren Staatslehre in Festschrift für R udolf Sm end, 1962, S. 259 f.
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O rganen und R epräsentanten, w ie Parlam ent, R egierung, V erw al­
tung und R echtsprechung in die Erscheinung tritt. D am it ist der 
Staat auf einen Existenz- und W irkungszusam m enhang beschränkt 
und keine selbständige, von den ihn beherrschenden M enschen und 
R epräsentanten losgelöste abstrakte w illensfähige Persönlichkeit18). 
Für diesen hier entw ickelten Staatsbegriff gibt es in unserer Sprache 
keinen adäquaten A usdruck. A m nächsten kom m t ihm der in den 
w estlichen D em okratien gebrauchte B egriff „governm ent“, w orauf 
insbesondere R udolf Sm end 10) hingew iesen hat. Zur Substanz des 
Staates der m odernen freiheitlichen D em okratie des G rundgesetzes 
gehören daher nicht nur der B ehörden- und B eam tenapparat, kurz 
der Staatsapparat, sondern ebenso die Parteien, die in dem V erfas­
sungsgefüge ausdrücklich inkorporiert sind und V orstellungen für die 
O rdnung des ganzen G em einw esens entw ickeln sollen; allerdings hat 
in der V erfassungswirklichkeit diese Inkorporation zum M ißbrauch 
staatlicher Parteifinanzierung geführt20). Es gehört auch dazu die 
öffentliche M einung, die m an aber nicht der durch Teste und U m ­
fragen festgestellten M ehrheitsm einung gleichsetzen darf, sondern 
eine öffentliche M einung, die sich in vielfältigen Form en bildet und 
äußert und gleichsam der Schauplatz der Interessen der unorgani­
sierten B ürger ist, w enn auch die V erbände als die „R epräsentation 
der organisierten Interessen“ Einfluß auf sie nehm en. U nter allen 
Faktoren kom m t aber in der V erfassungsstruktur des G rundgesetzes 
die V orrangstellung dem Parlam ent als dem höchsten Staatsorgan 
zu. D a es die höchste Instanz zum  A usgleich der Interessen der plura­
listischen G esellschaft ist, ist die gängige O rientierung an der Exe­
kutive heute verfehlt, w enn dies auch in der V erfassungswirklichkeit 
nach w ie vor geschieht. D ie Exekutive em pfängt heute im  G egensatz 
zu ihrer Stellung in der konstitutionellen M onarchie ihre dem okra­
tische Legitim ation erst vom Parlam ent und der G esetzgebung.

Zur w eiteren K lärung der politischen und rechtlichen Situation w ird 
es dienen, w enn w ir hier vier naheliegende M ißverständnisse ab- 
w ehren. E inm al w ird das Zurücktreten des früheren Staatsbegriffes 
gegenüber der politischen G esellschaff als Schwinden eigenständiger 
Staatlichkeit oder als A uflösungsym ptom des Staates bezeichnet 
und eine politische N eutralisierung der Exekutive gefordert; so vor 
allem  von W erner W eber in seiner Schrift „Spannungen und K räfte 
im w estdeutschen V erfassungssystem “. A ber angesichts des dem o­
kratischen Pluralism us kann und darf m an heute nicht m ehr allein

I8) H erm ann H eller, Staatslehre, 1934, S. 228 ff.
lt) R . Sm end, Evangelisches K irchenlexikon, 1955 ff., B and III, S. 1111 f„ A rt. Staat. 
*“) D . Sternberger, Staatsgelder für Parteien in FA Z vom  1/2. 5.1964; U . D übber, D ie 

Parteien —  ausgehalten vom  Staat? in D ie Zeit N r. 45 vom  6. 11.1964, S. 11.

14



von der H errscherperson und dem  Staatsapparat her die Substanz des 
Staates bestim m en. A ndernfalls w äre der autoritäre Staat oder der 
form ale R echtsstaat die unausw eichliche Folge. D ie V erbände haben 
im  m odernen Staat, ähnlich w ie die Parteien, ohne jedoch w ie diese 
institutionalisiert zu sein, eine V erm ittlungsfunktion zw ischen Staat 
und G esellschaft übernom m en. Sie sind legitim , sofern sie nicht in 
die staatliche W illensbildung eingreifen, sondern sich auf die poli­
tische W illensbildung beschränken. M an darf zw eitens auch nicht, 
w ie Ernst Forsthoff21) es tut, die staatliche Substanz allein in der 
autonom verstandenen G esellschaft sehen w ollen und m einen, daß 
sie es in W irklichkeit sei, die die verschiedenartigen Interessen selbst 
harm onisiert. Forsthoff übersieht dabei die tatsächlich bestehenden 
und auch w ahrgenom m enen Führungs-, K oordinierungs- und Len­
kungsaufgaben des Staates. D eshalb besteht w eder vom Staat zur 
G esellschaft noch von der G esellschaft zum Staat ein einseitiges G e­
fälle. V ielm ehr durchdringen verstaatlichte B ereiche der G esellschaft 
und vergesellschaftete B ereiche des Staates einander. Im  Jahre 1963 
beanspruchte die B undesrepublik über ein D rittel des B ruttosozial­
produktes und griff schon dadurch in die U m verteilung des V olksein­
kom m ens ein. Staat und G esellschaft leben heute in einem  latenten 
Spannungsverhältnis, w ie es zw ischen der G em einschaft und der E in­
zelperson obw altet. D ie V erbindung von Staat und G esellschaft voll­
zieht sich dam it auf einer anderen Ebene als ihre V ersöhnung im  
Frühkonstitutionalism us. D rittens lassen sich die hier zur Substanz 
des politischen G em einw esens gerechneten A ufgaben der V orsorge 
und V erteilung nicht m it den polizeilichen A ufgaben vergleichen, w ie 
sie der W ohlfahrts- oder Polizeistaat des 18. und teilw eise der libe­
rale Staat des 19. Jahrhunderts erfüllt hat. D am als w aren diese M aß­
nahm en die A usnahm e; heute bilden sie fast die R egel. A uch ist die 
Polizei als Störungs- oder G efahrenabw ehr rechtlich etwas anderes 
als eine von V erfassung w egen auferlegte sozialstaatliche G estal­
tung. Schließlich ist die A nnahm e, diese Politisierung des gesell­
schaftlichen Lebens kom m e dem Zustand unter einem totalitären 
R egim e nahezu gleich, ebenso irrig. D er U nterschied liegt darin, daß 
im totalitären R egim e nur der Schein des Politischen bestand. D er 
E inzelne w urde in die totale O rganisation des A pparates einbezogen; 
er hatte sich ihr zu unterw erfen und zu funktionieren. D ie gesell­
schaftliche V erbindung der M enschen in dem freiheitlichen dem o­
kratischen Staat beruht aber gerade nicht auf der Entpolitisierung 
des E inzelnen durch U nterw erfung unter das R egim e, sondern auf 
der Selbstverantwortung und M itverantwortung zur Förderung des 

G em einw ohles, des allgem einen W ohles.;

*') E. Forsthoff, R echtsfragen der leistenden V erwaltung, 1959, S. 14 ff.
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A us der N atur dieser vorsorgenden, verteilenden, koordinierenden 
und leitenden A ufgaben ergeben sich bestim m te zw ingende Folge­
rungen für den G esetzesbegriff. W enn m an die G esetzgebung der 
B undesrepublik auf ihren rechtlichen G ehalt untersucht, dann zeigt 
sich, daß sie nicht m ehr allein notw endige R egelung einer als vorge­
geben gedachten R echtsidee ist, die G egenstand des klassischen 
rechtsstaatlichen G esetzes ist. Sie enthält vielm ehr neben den echten 
Sollensnorm en auch R egelungen, die Zw eckm äßigkeitserw ägungen 
entstam m en und der B ew ältigung einer Störung der öffentlichen 
O rdnung oder der Planung und G ewährung von Leistungen dienen. 
H ier tritt neben oder hinter die R echtsgesetzlichkeit die Sachgesetz- 
lichkeit. A ngesichts der B edeutung, die diesem B ereich in der G e­
setzgebung heute zukom m t, m üssen w ir auf die verschiedenen G rup­
pen der sog. M aßnahm egesetze etwas näher eingehen22). D a sind zu­
nächst zu nennen die G esetze über die R egelung der K riegsfolgem aß­
nahm en, vor allem die Lastenausgleichs-, die Flüchtlings- und 
K riegsopfergesetzgebung sow ie die durch K rieg, K riegsnotrecht und 
B esatzungsrecht veranlaßten Ü berleitungsm aßnahm en, schließlich  
die W iedergutm achungsgesetze  zur B eseitigung des durch den N atio­
nalsozialism us verschuldeten U nrechts. K ennzeichnend für diese 
G ruppe ist, daß der R echtszweck, dem diese G esetze dienen, nicht 
durch das Inkrafttreten, sondern durch das A ußerkrafttreten erreicht 
w ird und alle R egelungen eine konkrete A usnahm elage und einen 
abgeschlossenen K reis von Fällen betreffen. Zum Teil äußern sie 
R echtsw irkungen auf die allgem eine R echtsordnung durch B egrün­
dung von Statusverhältnissen. Eine zw eite G ruppe bilden die B e­
w irtschaftungsgesetze der unm ittelbaren N achkriegszeit und die G e­
setze, die einzelne Interventionen zum G egenstand haben, w ie die 
W ohnraum bew irtschaftungsgesetze, die M arktordnungsgesetze, das 
G esetz über die Investitionshilfe, die Steuerbegünstigungs-, Prä­
m ien-, B eihilfe-, Sanierungs- und Subventionsgesetze, die G esetze 
zur Förderung der W irtschaft und der A usfuhr, des W ohnungsbaues 
und der landw irtschaftlichen Siedlungen. D iese G esetze setzen m it 
A usnahm e der M arktordnungsgesetze nicht ein dauerndes Sonder­
recht, sondern schaffen nur A bhilfe für die D auer der K rise. A uch 
hier erreicht das G esetz seinen R echtszweck erst durch und im  V oll­
zug. E ine w eitere G ruppe bilden die sog. Zeitgesetze. Sie haben zw ar 
N orm qualität w ie die endgültige R egelung, gelten aber nur vorläu­
fig oder sollen G esetzeslücken ausfüllen, die der G esetzgeber ange­
sichts der sachlichen Schw ierigkeiten der M aterie und der schw er­
fälligen parlam entarischen G esetzgebung nicht schnell schließen

!!) V gl. hierzu: K onrad H uber, M aßnahm egesetz und R echtsgesetz. Eine Studie zum  
rechtsstaatlichen G esetzesbegriff, 1963, Schriften zum  öffentlichen R echt, B d. 12.
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kann oder w ill. A ls B eispiel diene das allerdings vom B undesverfas­
sungsgericht für nichtig erklärte A pothekenstoppgesetz vom 13. Ja­
nuar 1953 und das G esetz zur Ä nderung steuerrechtlicher V orschrif­
ten vom 26. Juli 1957, das seinen G rund in der N ichtigerklärung des 
§ 26 des Einkom m ensteuergesetzes hatte. B is zum Erlaß einer end­
gültigen R egelung w ar eine Ü bergangsregelung notw endig, teils um  
den bestehenden R echtszustand nicht noch w eiter zu zersplittern, 
teils um  eine R echtslücke vorläufig zu schließen. V erw iesen sei auch 
auf die vorläufigen B eam ten-, H aushalts- und Finanz-A usgleichs­
gesetze. A lle diese G esetze haben zum Ziel eine Zw ischenregelung, 
die N orm charakter hat, aber dennoch vorläufiger N atur ist und auf 
den V orgriff eines Zustandes gerichtet ist. E ine im m er größere B e­
deutung erlangt eine vierte G ruppe, die sog. Plangesetzgebung. Zu 
den überlieferten Form en solcher Plangesetze gehören die G esetze 
über die H aushaltspläne des Staates, der G em einden und G em einde­
verbände sow ie die Fluchtlinien- und B ebauungspläne der B au­
gesetze. A ber erst im 20. Jahrhundert w erden die Plangesetze zum  
erklärten M ittel der Lenkung der W irtschaft und der V erwaltung. 
H ierunter fallen die W irtschaftspläne nach dem Zucker-, G etreide- 
sow ie V ieh- und Fleischgesetz, der V erkehrsw egeplan nach dem  
A usbauplan für die B undesfernstraßen, die Pläne nach dem  B undes­
baugesetz sow ie die Landesplanungsgesetze. D er Plan enthält keine 
unm ittelbaren R echtsgebote; er steht unter dem V orbehalt der be­
sonderen U m stände des E inzelfalles und ist daher nicht unverbrüch­
lich, sondern vorläufiger N atur. Sein genereller C harakter ist um ­
stritten. W ie das M aßnahm egesetz ist das Plangesetz auf die V er­
w irklichung eines bestim m ten Tatbestandes gerichtet. Es zielt nicht 
w ie die herköm m liche R echtsnorm unm ittelbar auf eine R echtsfolge
ab.

D ie deutsche Staatsrechtslehre hat dieser Entw icklung der G esetz­
gebung durch den hier schon m ehrfach verw endeten B egriff des 
M aßnahm egesetzes theoretisch zu erfassen und system atisch einzu- 
ordnen versucht und es dem generellen abstrakten R echtsgesetz ge­
genübergestellt. D abei hat sie an die von C arl Schm itt getroffene 
U nterscheidung zw ischen G esetz und M aßnahm e angeknüpft. Trotz 
der um fangreichen D iskussion ist bis jetzt eine brauchbare, jede Fall­
gruppe erfassende D efinition nicht aufgestellt w orden23). M einer 
Ü berzeugung nach bedarf es aber dieser U nterscheidung zw ischen 
M aßnahm e- und R echtsgesetz nur, w enn m an den G esetzesbegriff an 
dem in der positivistischen Lehre ausgebildeten generell abstrakten, 
form al-rechtsstaatlichen B egriff und dem organisatorisch-vollstän­
digen G ew altenteilungsprinzip orientiert. D enn die G esetze der eben

“) V gl. K arl Zeidler, M aßnahm egesetz und „klassisches“ G esetz, 1961.
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dargestellten Fallgruppen stehen m it dem generell abstrakten G e­
setzesbegriff nicht in E inklang; sie w idersprechen teils der geforder­
ten abstrakten A llgem einheit, teils der U nverbrüchlichkeit des G e­
setzes, teils dem G rundsatz des rechtsstaatlichen G esetzesvollzuges. 
S ie sind auch m it dem Prinzip der vollständigen G ew altenteilung 
unvereinbar, sow eit sie selbst G esetzesvollzug sind und in die D o­
m äne der V erw altung übergreifen. D em gegenüber ist aber darauf 
hinzuweisen, daß die K riterien der positivistischen Lehre über den 
G esetzesbegriff auf G rund der durch das G rundgesetz statuierten  
W erteordnung überholt sind. Sodann ist der B egriff der G ewalten­
teilung kein rechtstheoretisch-allgem einer B egriff; er kann vielm ehr 
nur von dem  jew eils geltenden V erfassungsrecht her verstanden w er­
den. N ach der verfassungsrechtlichen Situation des G rundgesetzes 
ist das G ew altenteilungsprinzip durch die Ü bernahm e des parlam en­
tarischen R egierungssystem s in V erbindung m it der Sanktionierung 
des Parteienstaates durchbrochen. Im  V erhältnis von Legislative und 
Exekutive bestehen heute gew isse Ü berschneidungen und V erm en­
gungen24). D as Parlam ent als G esetzgebungsorgan hat auf G rund der 
V erfassungsstruktur auch Leitungs- und Lenkungsaufgaben, zu de­
ren Erfüllung es sich der gesetzlichen R egelung bedienen kann.

D eshalb ist heute das G esetz einm al von der durch die V olkssouverä­
nität begründeten R epräsentation des G em einw illens her und sodann 
von der W erteordnung des G rundgesetzes her zu verstehen. V on die­
ser Sicht aus ist das G esetz als die von dem Parlam ent beschlossene 
R egel zu definieren, die den R echtsstand des privaten, gesellschaft- ' 
liehen und staatlichen Lebens zur W ahrung des R echtsfriedens allge­
m ein bestim m t; es ist also A ussage neugesetzten objektiven R echtes. 
D eshalb gehört es heute zu den legitim en A ufgaben des G esetzge­
bers, neben den herköm m lichen Sollensnorm en auch andere R echts­
sätze als G esetze zu beschließen, w ie sie unter dem  nicht eindeutigen 
B egriff der M aßnahm egesetze zusam m engefaßt w erden. D ie A b­
grenzung zu R echtsverordnung, Satzung und G ew ohnheitsrecht kann 
hier auf sich beruhen bleiben. Sie gehört nicht zu unserem Them a. 
D er m ögliche Inhalt der m ateriellen G esetze ist daher'logisch nicht 
abgeschlossen, sondern für den G esetzgeber offen, sow eit er nicht 
durch das G rundgesetz in der G esetzgebung beschränkt ist. W enn das 
G rundgesetz ausdrücklich fordert, daß das G esetz allgem ein sein 
m uß, und nicht für den Einzelfall gelten darf, dann ist diese A llge­
m einheit im  Sinne des G leichheitsgebotes, m ithin norm ativ und nicht 
logisch-generell w ie früher, zu verstehen. D as bedeutet, daß ein G e­
setz dann allgem ein ist, w enn es G leiches gleich, und U ngleiches sei-

M ) V gl. M aunz-D Urig, G G , K om m entar, A rt. 20 R andnr. no.
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ner Eigenart gem äß unter O rientierung an dem G erechtigkeitsge­
danken behandelt.

W enn m an w ie hier das G esetz als A usdruck des objektiven R echtes 
bezeichnet, das gem äß der verfassungsm äßigen O rdnung des G rund­
gesetzes die N orm en setzt, „w elche dazu bestim m t sind, die gesell­
schaftlichen W irkungen der m enschlichen W illenshandlungen zu 
ordnen“25),, dann ist dam it ein G esetzesbegriff gew onnen, der der 
generellen A bstraktheit im herköm m lichen Sinne erm angeln kann. 
Im U nterschied zum früheren G esetzesbegriff könnte dieser neue 
B egriff als der sozial-rechtsstaatliche G esetzesbegriff bezeichnet w er­
den, der bestim m te K riterien des früheren klassischen G esetzesbe­
griffes in sich birgt, aber darüber hinausgeht. D a dieser G esetzesbe­
griff auf ein bestim m tes W ertsystem , näm lich das des G rundgesetzes 
bezogen ist, das der G esetzgeber zu konkretisieren hat, eignet ihm  
aber nicht m ehr die gleiche B erechenbarkeit und R ationalität w ie 
dem früheren G esetzesbegriff. Eine Sozialberechenbarkeit läßt sich 
nicht allein form al-logisch erfassen und ist nicht identisch m it ratio­
naler B erechenbarkeit. D as ist eben der w eitere Preis, der für den 
substantiellen G ehalt des R echts- und Spzialstaates gezahlt w erden 
m uß. D er form ale R echtsstaat konnte sich auf funktionale, form ale 
R ationalität beschränken. D er m ateriale R echts- und Sozialstaat 
darf es nicht m ehr.

III.
V on diesen im Ü berblick gewonnenen G rundlagen aus können w ir 
jetzt die V erantw ortung des G esetzgebers bestim m en und w enig­
stens andeutungsweise die G renzen ziehen, innerhalb deren sich die 
G esetzgebung zu halten hat, die bestm ögliche G esetze schaffen w ill. 
E rinnern w ir uns zunächst unseres A usgangspunktes, der N ot der 
gegenw ärtigen G esetzgebung! D ie hier skizzierte Entw icklung des 
G esetzesbegriffes und der G esetzgebung hat w ohl dargetan, daß w ir 
diese N ot nicht dadurch bannen können, daß w ir zum klassischen 
rechtsstaatlichen G esetz zurückkehren. D er Zw ang zur G esetzgebung 
ist unausw eichlich. W ir m ögen dies bedauern und beklagen; aber die 
rechtliche Sicherung der Freiheit und G leichheit der Staatsbürger 
fordert angesichts der Erweiterung der M achtfülle des Sozialstaates 
zw ingend fortgesetzte G esetzgebung. E indrücklich und prägnant hat 
H erm ann Jahrreiss26) gefragt: „B eruf unserer Zeit für G esetzge­
bung?“ und geantw ortet: „D as w ar des großen Savigny berühm t ge­
w ordene und viel um strittene Frage. Zw ang unserer Zeit zur m as­
sierten G esetzgebung! D as ist unsere bittere U nausw eichlichkeit.“

“) H aenel, aao., S. 205.
8‘) H . Jahrreiss, G röße und N ot der G esetzgebung in M ensch und Staat, 1957, S. 61.
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W as kann und m uß deshalb der G esetzgeber tun, um die G esetze so 
zu gestalten, daß sie nicht allein G efäße zur A ufnahm e sozialen Le­
bens, sondern bestm ögliche G estaltung sozialen Lebens im D ienste 
der G erechtigkeit sind? Seine vornehm ste A ufgabe besteht darin, 
die dem okratischen Freiheits- und G leichheitsrechte m it den poli­
tisch-sozialen Lebensgew ohnheiten auszugleichen und dabei den dia­
lektischen Zusam m enhang dieser Faktoren nicht zu übersehen. D as 
beste G esetz w ird das sein, in dem  das H echt m it dem  sozialen Leben 
des V olkes so aufeinander abgestim m t ist, daß daraus eine W irk- 
und O rdnungseinheit des G anzen hervorgeht. A n H and der geschicht­
lichen Entw icklung des G esetzesbegriffes haben w ir die K riterien im  
einzelnen kennengelernt, nach denen das W esen des G esetzes früher 
beurteilt w orden ist und jetzt zu beurteilen ist. D ie V ernünftigkeit 
eines sozial-rechtsstaatlichen G esetzes liegt darin, daß es geeignet 
ist, eine bestim m te Situation des sozialen Lebens durch die richtige 
O rientierung an der R echtsidee, der R echtssicherheit und der Zw eck­
m äßigkeit zu einem harm onischen G anzen zu m achen. H egelisch ge­
sprochen: D ie V ernünftigkeit besteht in der „sich durchdringenden 
E inheit der A llgem einheit und der E inzelheit“ . D abei darf nach H e­
gel „das besondere Interesse nicht beiseite gesetzt oder gar unter­
drückt w erden, sondern m uß m it dem A llgem einen in Ü bereinstim ­
m ung gesetzt w erden, w odurch es selbst und das A llgem eine erhal­
ten w ird“27). W elche G estaltung im konkreten Fall die richtige ist, 
w elche A usw ahl der G esetzgeber unter den verschiedenen ihm sich 
bietenden M öglichkeiten treffen soll, das läßt sich bei B erücksichti­
gung aller sachlogischen N otw endigkeiten am Ende nur im G ew is­
sen entscheiden. D er A bgeordnete als G esetzgeber darf —  A rt. 38 G G  
bestim m t es ausdrücklich —  Sonderinteressen nur insow eit m itbe­
rücksichtigen, w ie es seinem G ewissen m it dem G em einw ohl verein­
bar erscheint. D as V erfassungsrecht m it der V erfassungswirklichkeit 

' in K ongruenz zu bringen, ist dabei die unverzichtbare A ufgabe der 
öffentlichen M einung und der W ähler, die sie so selten täglich, m eist 
nur alle vier Jahre erfüllen. D ie heutige K rise des R echts und des G e­
setzes ist zugleich eine K rise des M enschen.

D er K am pf um ein G esetz hat aber nicht nur seinen G rund in der 
V erschiedenheit der Interessen oder der Ziele, sondern auch in der 
verschiedenen Erkenntnis der W irkungen des G esetzes. H ier zeigt 
sich, w ie w ichtig es ist, dafür zu sorgen, daß Sachverstand, V erant­
w ortlichkeit, U nabhängigkeit, C harakter, U rteilskraft, W irklichkeits­
sinn und M enschenkenntnis in der staatlichen W illensbildung und • 
G esetzgebung gew ährleistet sein m üssen, um gute G esetze zu m a-

2:) H egel, G rundlinien der Philosophie des R echts, §§ 258, 260, 261.
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chen. G ute A bsichten allein m achen noch kein gutes G esetz; sie kön­

nen m itunter verderbliche Folgen haben.

A us diesem  generellen Postulat ergeben sich die einzelnen Forderun­

gen gleichsam von selbst. D ie erste Forderung scheint m ir zu sein: 

D er G esetzgeber m uß sich an dem G em einw ohl orientieren, da ihm  
der R ückgriff auf göttliche O ffenbarung verschlossen ist. D ie Prin­
zipien des G em einw ohles und der R echtsidee findet er im  G rundge­
setz, in dem diese G rundsätze ihren positiven N iederschlag gefunden 
haben. D eshalb erübrigen sich-auch A nleihen beim  N aturrecht. D iese 
Forderung hat zur Folge, daß G esetze nicht Partei-, G ruppen- oder 
Interessensatzungen sein dürfen. Solche N orm en sind D egenerations­
erscheinungen, w eil sie nicht m ehr den G em einw illen repräsentieren, 
sondern nur A usdruck bestim m ter Teilinteressen oder B edarfsdispo­
sitionen sind. A ngesichts der sog. interm ediären G ew alten, die auf 
die G esetzgebung in ihrem Sinne einzuw irken suchen, erscheint es 
notw endig, nach M itteln zu suchen, die dem  Parlam ent erm öglichen, 
die V erbandsm ächte unter K ontrolle zu halten, ihre Interessen in den 
G esam tw illen einzuschm elzen, dam it das Parlam ent seine schöpfe­
rische K raft besser entfalten und die M achtansprüche der Sonder­
verbände in die Schranken zurückw eisen kann. W enn viele V erbände 
und G ruppen ihre Interessen auch oft genug nicht durchsetzen kön­
nen, so sind sie doch stark genug, daß der G esetzgeber glaubt auf sie 
R ücksicht nehm en zu m üssen. D adurch verhindern sie die V erw irk­
lichung sachgem äßer V orschläge und bew irken im Ergebnis eine 
Stagnation des G em einw illens oder durchkreuzen und hem m en not­
w endige gesetzliche R egelungen. A ber auch von dem im Parlam ent 
vertretenen Parteien kann eine Lähm ung ausgehen, die sich auf die 
G esetzgebung ausw irkt. W enn die Parteien sich näm lich an die Stelle 

• des Parlam ents setzen, indem  sie Interessenunterschiede in den Frak­
tionen außerhalb des Parlam ents bew ältigen, dann nehm en sie die 
A ufgaben des M achtausgleichs und der B estim m ung des G em ein­
w ohles vorw eg, so daß das Parlam ent die ihm eigene D ynam ik ver­
liert und zum bloßen V ollzugsorgan bereits getroffener Entscheidun­
gen sinkt. In dieser zunehm enden Entw ertung des Parlam ents liegt 

ein ernstes Problem .

U m den Einfluß einzudäm m en, den die B ürokratie -von ihrer nur 
fachlichen und beschränkten Sicht und daher von Einzelaspekten  
anstatt vom A llgem einen her auf die politischen Entscheidungen 
auszuüben sucht, ist es —  das ist die w eitere K onsequenz der erho­
benen Forderung —  vordringlich, den w issenschaftlichen B eratungs­
dienst im Parlam ent einschließlich der D okum entation auszubauen 
und dadurch die vielfach überforderten A bgeordneten bei der schwie­
rigen A ufgabe zu unterstützen, die sachim m anenten Strukturen, N ot-
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W endigkeiten und Zw eckm äßigkeiten zu erkennen sow ie die K on­
sequenzen einer gesetzlichen R egelung zu übersehen. Es stellt sich 
auch die Frage, ob die E inführung von sog. H earings, w ie sie nam ent­
lich in den V ereinigten Staaten üblich sind, die parlam entarische 
A rbeit erleichtern könnte. D am it w äre zugleich ein G egengew icht 
gegenüber der M inisterialbürokratie und der B ürokratie der w irt­
schaftlichen und sozialen V erbände, die m eist unterschätzt oder nicht 
in R echnung gezogen w ird, geschaffen. D er von den V erbänden der 
A utonom ie des Parlam ents und dam it der G esetzgebung drohenden 
G efahr kann m an durch eine Institutionalisierung der V erbände oder 
gar eine berufsständische O rdnung nicht begegnen. D iese w ürden 
den Interessenausgleich nicht fördern, sondern den K am pf um die 
M acht eher verschärfen. D ie so oft erhobene Forderung nach einem  
B undesw irtschaftsrat beruht auf der Illusion, daß die Interessenver­
bände sich in diesem Fall ohne w eiteres zu R epräsentanten der poli­
tischen und ökonom ischen Interessen entw ickeln w ürden. N eue Insti­
tutionen sollten nur dann geschaffen w erden, w enn sie unum gäng­
lich notw endig sind. D er Staatsapparat ist schon schw erfällig genug. 
D ie w irksam ste A bhilfe bleibt im m er noch die W ürde des auf seine 
R echte bedachten Parlam ents, die m oralische H altung der A bgeord­
neten und der M ut zur eigenen w ertenden Entscheidung, die über 
ephem ere kasuistische Einzelregelungen hinausgeht und sich auch 
nicht in vagen G eneralklauseln erschöpft.

Zw eitens m üßte'das Parlam ent zu B eginn jeder W ahlperiode ein G e­
setzgebungsprogram m oder einen G esetzgebungsplan aufstellen und 
eine R angordnung der G esetzgebungsarbeit festlegen —  die D ebatte 
über die R egierungserklärung bietet dazu die beste G elegenheit — , 
aber es m üßte sich auch daran halten, und die Prioritäten beachten. 
H ierbei w äre auch zu entscheiden, ob die beabsichtigte N orm setzung 
zw ingend geboten und eine R egelung durch G esetz angem essen und 
praktikabel ist oder ob die R egelung dem B etroffenen gem äß dem  
G rundsatz der Subsidiarität selbst überlassen w erden kann. D ies 
käm e zugleich dem  B ürger- und O pfersinn zugute, der notwendiger­
w eise verküm m ern m uß, w enn er sich der Sorge überhoben glaubt, 
selbst handeln zu m üssen. B ei diesen Ü berlegungen m üßte auch in 
eine Prüfung eingetreten w erden, sow eit es sich um  klassische R echts­
gesetze handelt, ob und inw iew eit das beabsichtigte G esetz gew is­
sensbildend, gew issensfördernd w irkt oder in das G ewissen der 
Staatsbürger überhaupt nicht eindringen w ird.

A uf diese W eise könnte die parlam entarische G esetzesinitiative, die 
w eit hinter der R egierungsinitiative zurücksteht, verstärkt w erden. 
In den Jahren 1949 bis 1961 sind 1108 von der B undesregierung vor­
gelegte und nur 347 aus dem  B undestag eingebrachte G esetzentw ürfe
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verabschiedet w orden. D as Parlam ent w äre so an den politischen 

G rundentscheidungen beteiligt, die in der V erfassungswirklichkeit 

außerhalb des Parlam ents getroffen zu w erden pflegen. Es w äre auch 
dem Zustand Einhalt geboten, daß das Parlam ent sich darauf be­
schränkt, die von der R egierung eingebrachten G esetzesvorlagen flei­
ßig aufzuarbeiten, anstatt selbst den W eg und das Ziel gesetzgebe­
rischer A rbeit zu bestim m en. D er V erstärkung der A utonom ie der 
G esetzgebung und der K ontrolle der R egierung w ürde auch dienen, 
w enn die R egierung verpflichtet w ürde, die von ihr erlassenen V er­
ordnungen dem Parlam ent oder einem  A usschuß zur Prüfung der 
N otw endigkeit, Zw eckm äßigkeit und A usgereiftheit vorzulegen. In 
England sind m it dieser A uflage gute Erfahrungen gem acht w orden. 
A llein schon eine derart vorgesehene Ü berw achung des schnell flie­
ßenden Strom es der V erordnungen w ürde die Exekutive zur vorsich­
tigeren Prüfung der N otw endigkeit der R egelung m achen und Ten­
denzen zur R eglem entierung jeden Lebensvorganges eindäm m en. Sie 
w ürde auch das Eigengewicht der B ürokratie m indern, einer B üro­
kratie, die sich nach dem bekannten Parkinsonschen G esetz zuse­
hends verselbständigt und die herrschenden Träger des V olksw illens 
zu deren O bjekten m acht. H eute feiert das R eglem entierungsbedürf­
nis fröhliche U rständ. D a w ird zum B eispiel vorgeschrieben, daß die 
G efäße und äußeren U m hüllungen, in denen M argarine verkauft 
w ird, die deutliche, nicht verw ischbare Inschrift „M argarine“ tragen 
und außerdem  m it einem  stets sichtbaren bandförm igen Streifen von 
roter Farbe versehen sein m üssen. D ieser m uß bei G efäßen bis zu 
35 cm  H öhe m indestens 2 cm , bei höheren G efäßen m indestens 5 cm  
sein. W ird M argarine in regelm äßig geform ten Stücken verkauft, 
dann m üssen dieselben von W ürfelform sein; auch m uß denselben 
die Inschrift „M argarine“ eingepreßt sein. K änguruhfleisch zu ver­
kaufen, feilzuhalten oder in den V erkehr zu bringen, ist verboten. 
K änguruhschw anzsuppe und R ohstoffe dafür in K onserven sind da­
von ausgenom m en. D a w erden die B egriffe M ilch und M ilcherzeug­
nisse seitenlang definiert, M ilch w ird gesetzlich bestim m t als „das 
durch regelm äßiges, vollständiges A usm elken des Euters gew onnene 
und gründlich durchgem ischte G em elk von einer oder m ehreren 
K ühen aus einer oder m ehreren M elkzeiten, dem nichts hinzugefügt 
und nichts entzogen ist“. A us der V ielfalt der R eglem entierungen 
w ill ich nur noch den § 3b der 4. D urchführungsverordnung zum  
Tierzuchtgesetz in der Fassung vom 9. 1.1963 zitieren:

„§3b

Traberhengste

(1) Traberhengste dürfen ferner nur gekört w erden, w enn sie bei
m indestens drei nach den allgem ein anerkannten R egeln des
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Trabrennw esens durchgeführten R ennen

1. über 1600 m  nicht m ehr als 1 M inute 21 Sekunden je 1000 m ,

2. über 2000 m  nicht m ehr als 1 M inute 22 Sekunden je 1000 m  

oder

3. über 2400 m  nicht m ehr als 1 M inute 23 Sekunden je 1000 m

gelaufen sind. K ann ein H engst diese V oraussetzung aus G rün­
den, die seinen Zuchtw ert nicht beeinträchtigen, nicht erfüllen, so 
genügt es, w enn er m indestens in einem  R ennen und sein V ater­
tier in drei R ennen die Leistung nach Satz 1 erbracht -hat und 

' w enn sein M uttertier über 2000 m  nicht m ehr als 1 M inute 30 Se­
kunden je 1000 m und ein w eiterer A bköm m ling seines M utter­
tieres nicht m ehr als 1 M inute 26 Sekunden je 1000 m gelaufen 
sind. ‘ '

(2) Traberhengste, die ausschließlich zum D ecken außerhalb der 
Traberzucht verw endet w erden sollen, m üssen außerdem die 
Leistungsprüfung nach § 2 A bs. 3 bestanden haben.“

K önnte m an hier nicht, um  eine Ü beranstrengung des R echts zu ver- • 
m eiden, auf die U sancen  W irtschafts-und H andelsbräuche verweisen? 
W arum m uß das R echt von den gesellschaftlichen O rdnungen im m er 
m ehr abstrahiert und technisiert w erden und dadurch die lebendige 
G rundlage verlieren? D iese und andere R eglem entierungen, die die 
Seiten des B undesgesetzblattes .anschw ellen lassen und die V erlage 
der Lose-B lattsam m lungen —  das K reuz der Juristen — ins B rot 
setzen, verraten einen G rad-von perm anenter G eschäftigkeit, bei der 
nichts geschieht als daß U nruhe erzeugt w ird, eine rastlose Tätigkeit, 
die den Sinn verliert. W as hier vor sich geht, ist der „aktive Passi- 
vism us“ oder eine „B ew egung zufolge M angels einer treibenden 
Idee“, des „M annes ohne Eigenschaften“ von R obert M usil.

D er G esetzgeber sollte drittens das R echt nicht überanstrengen. D as 
G esetz m uß um effektiv zu sein, sich an die gesellschaftlichen O rd- ‘ 
nungen anlehnen und darf sich nicht von der V orform ung durch an­
dere M ächte lösen. So erscheint m ir in dem neuen Strafgesetzbuch- . 
Entw urf der U nterschied zw ischen krim ineller Tat und ethisch ver- • 
w erfliehern V erhalten verwischt. D ie Tendenz zu überm äßiger Straf­
freudigkeit, die in der Schaffung vieler neuer Straftätbestände ihren 
A usdruck findet, läßt Selbstbeschränkung verm issen und erw eitert 
unangem essen den R echtszw ang.

Schließlich —  und das ist die vierte Forderung —  sollte das G esetz 
bestm öglich gestaltet sein. D azu gehört vor allem , daß es in sich klar
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und verständlich ist, bestim m t und sow eit w ie m öglich berechenbar 

bleibt, dam it der N orm adressat sich auch danach richten kann. K lar­

heit, B estim m theit und V erständlichkeit w erden vor allem zu for­

dern sein beim  A ufbau des GFEDCBAGesetzes, d. h. bei der gedanklichen O rd­

nung der R echtssätze, beim  Inhalt von G esetzesvorschriften w ie z. B . 

bei den Fragen, ob eine Einzelregelung oder G eneralklausel, ob un­

bestim m te R echtsbegriffe oder Erm essensbegriffe zu w ählen sind, 

und schließlich bei der Sprache des G esetzes und seines Satzbaues. 
D azu gehört auch die O rdnung von G leichartigem durch inhaltliche 
und'ausdrucksm äßige gleiche R egelung, ein G rundsatz, den vor allem  
unsere Prozeßordnungen verm issen lassen. Ferner ist zu beachten, 
daß ein G esetz, w enn es selbst nicht den gesetzlichen Tatbestand 
festlegt, sondern auf andere N orm en verw eist, für den R echtsunter­
w orfenen klar erkennen lassen m uß, w as R echtens sein soll28). D er 
G esetzgeber darf auch, w eil R echtssicherheit V ertrauensschutz be­
deutet, an abgeschlossene Tatbestände nicht ungünstigere Folgen an­
knüpfen als an diejenigen, von denen der B ürger bei seinen D ispo­
sitionen ausgehen durfte29). Ferner m üssen G esetze angem essen sein. 
D as bedeutet, daß sie das allgem ein Zum utbare nicht überschreiten 
dürfen und daß ihre M ittel nicht in offenbarem krassem M ißver­
hältnis zu dem  zu erstrebenden Erfolg stehen dürfen.

E in besonderes Problem ist die B eständigkeit des G esetzes. D as G e­
setz m uß seinem W esen gem äß auf D auer angelegt sein. D iese E igen­
art kann es aber nur besitzen, w enn das W esentliche vom U nw esent­
lichen geschieden w ird, die N orm ausgereift ist und tem porär be­
grenzte G esetze auf ein M indestm aß beschränkt bleiben. D ie fortge­
setzten G esetzesänderungen, die heute zum Teil schon vorbereitet 
w erden, w enn der G esetzesbeschluß des B undestages noch nicht ver­
kündet ist, sind oft nicht im m er A usfluß höherer politischer oder 
rechtlicher Einsicht. Sie entspringen teils einer m angelnden W ert­
entscheidung, teils sind sie A usdruck neuer B egehrlichkeit und über­
stürzter Entscheidung. D iese ständigen Ä nderungen erschw eren zu­
dem die A rbeit des G esetzgebers und verzögern die großen R eform ­
gesetze, w ie das A ktien- und U rheberrecht, die U m satzsteuer- und 
Sozialreform und die Strafrechtsform . A llerdings fehlt es dem G e­
setzgeber oft auch an dem  W illen und der K raft zur politischen Ent­

scheidung.

A uf diese w esentlichen Forderungen, die aus der R echtssicherheit, 
der Zw eckm äßigkeit und. der G erechtigkeit abgeleitet sind, w ollen 
w ir uns beschränken und glauben, dam it dem Them a G enüge getan

!8) B V erfG E 5, 31; 8, 302.

“) V gl. B V erfG E 13, 261, 271 f.
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zu haben. Schon diese G rundsätze m achen w ohl eins deutlich: Stets 

hängt es vom M aße der V erantwortung des G esetzgebers ab, ob die 
von ihm erlassenen G esetze gesellschaftsaufbauend, -fördernd;oder 
-abbauend w irken.' W ie im m er der beste C harakter der G rund der 
besten V erfassung ist, so bleibt das E thos des G esetzgebers, das in der 
A utorität des G ew issens und des G eistes gegründet ist, der G rund 
für das beste G esetz.

/ '
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/

S
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Problem atik der staatlichen A nerkennung von  

Privatschulen vor dem B undesverfassungsgericht.

Zum A nspruch der freien Schulen auf eigene Prüfungen

D as hessische K ultusm inisterium hat die staatlich anerkannte pri­

vate Ingenieurschule D ipl.-Ing. Phil. H . R eitz V D I in Frankfurt a. M . 

im  Juni 1964 aufgefordert, die kurz zuvor erlassenen R ichtlinien für 
die Zulassung zu den staatlichen Ingenieurschulen bei der A uf­
nahm e von Schülern ebenfalls anzuw enden. D ie R ichtlinien für die 
staatlichen Ingenieurschulen verlangen u. a. ein Fachschulreifezeug­
nis, ein A bschlußzeugnis einer R ealschule oder ein V ersetzungszeug­
nis nach K lasse 11 eines G ym nasium s. D iese R egelung beruht auf B e­
schlüssen der K onferenz der K ultusm inister. D ie Frankfurter private 
Ingenieurschule, die etw a 1300 Studenten hat, hat bisher stets auch 
V olksschüler aufgenom m en, sofern sie einen V orbereitungslehrgang 
der Schule (sog. V orsem ester) absolvierten und die anschließende 
A ufnahm eprüfung bestanden.

D ie Privatschule erhob K lage beim V erwaltungsgericht in Frank­
furt a. M . (V G Ffm ). Sie w ollte feststellen lassen, daß sie nicht ver­
pflichtet sei, bei der A ufnahm e von Schülern säm tliche für die öffent­
lichen Schulen erlassenen A nordnungen zu beachten. D as K ultus­
m inisterium berief sich auf das hessische Privatschulgesetz (PSchG ) 
vom  27. 4.1953 —  G V B L, S. 57 — , dessen § 11 A bs. II Satz 2 bestim m t, 
daß anerkannte Privatschulen „bei der A ufnahm e von Schülern die 
für öffentliche Schulen gegebenen A nordnungen zu beachten“ hät­
ten. D ie 6. K am m er des V G Ffm  hält § 11II 2 des hePSchG  jedoch für 

• unvereinbar m it der in A rt. .7 IV  des G rundgesetzes (G G ) veranker­
ten Privatschulfreiheit. Es m ußte daher nach A rt. 100 G G verfahren, 
dessen A bs. I bestim m t:

„H ält ein G ericht ein G esetz, auf dessen G ültigkeit es bei der 
Entscheidung ankom m t, für verfassungsw idrig, so ist das V er­
fahren auszusetzen und, w enn es sich um die V erletzung der 
V erfassung eines Landes handelt, die Entscheidung des für 
V erfassungsstreitigkeiten zuständigen G erichtes des Landes, 
w enn es sich um  die V erletzung dieses G rundgesetzes handelt, 
die Entscheidung des B undesverfassungsgerichtes einzuholen. 
D ies gilt auch, w enn es sich um die V erletzung dieses G rund­
gesetzes durch Landesrecht oder um  die U nvereinbarkeit eines 
Landesgesetzes m it einem B undesgesetze handelt.“
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D em gem äß hat das V G Ffm am 15.9.1964 (A ktz.: V I/2-549/64) be­
schlossen, das V erfahren auszusetzen und die Entscheidung, des B un­
desverfassungsgerichts (B V erfG ) dazu einzuholen, ob § 11 II 2 
hePSchG m it A rt. 7 IV 1 G G unvereinbar und daher nichtig sei.

D ie zu erw artende Entscheidung des B V erfG kann für alle Privat­
schulen, die sog. Ersatzschulen (A rt. 7 IV 2 G G ) sind, von großer B e­
deutung sein. Es ist bereits m ehrfach der Standpunkt vertreten w or­
den, daß allen gem äß A rt. 7 IV  G G  genehm igten privaten Ersatzschu­
len die V orteile, die m it der staatlichen A nerkennung verbunden 
sind, zustünden. Stellt sich das B V erfG ebenfalls auf diesen Stand­
punkt, dann hat die alte U nterscheidung zw ischen nur genehm igten 
Privatschulen einerseits und anerkannten Privatschulen andererseits 
ihren Sinn verloren. D er ursprüngliche Sinn ergibt sich recht klar 
aus § 11 hePSchG :

„Einer Ersatzschule, die die G ew ähr dafür bietet, daß sie dau­
ernd die an gleichartige oder verw andte öffentliche Schulen 
gestellten A nforderungen erfüllt, kann die Eigenschaft einer 
anerkannten Privatschule verliehen w erden.

M it der A nerkennung erhält die Privatschule das R echt, nach 
den für öffentliche Schulen geltenden V orschriften Prüfungen 
abzuhalten und Zeugnisse zu erteilen. Sie hat bei der A ufnah­
m e von Schülern die für öffentliche Schulen gegebenen A nord­
nungen zu beachten.

D ie A nerkennung ist zu w iderrufen, w enn die V oraussetzun­
gen nicht m ehr vorliegen oder die A ufnahm evorschriften nicht 
beachtet w erden.“

D ie Schüler einer anerkannten Privatschule haben also den gew ich­
tigen V orteil, daß ihre Schule ihnen dieselben B erechtigungen ertei­
len kann w ie eine staatliche Schule. Sie brauchen nicht —  w ie die 
Schüler einer nur genehm igten Ersatzschule es heute in der R egel 
noch m üssen —  Prüfungen vor völlig frem den staatlichen K om m is­
sionen abzulegen, die der Privatschule und ihren Lehrzielen oft sehr 
fern stehen. D as Exam ensrisiko der Schüler anerkannter Privatschu­
len ist som it w esentlich geringer. D as bedeutet, daß die W ettbew erbs­
position der nur genehm igten Schulen im V erhältnis zu den staat­
lichen Schulen erheblich schlechter ist, als die der anerkannten Pri­
vatschulen.

A us § 11 I hePSchG ergibt sich der Preis, den eine Privatschule für 
die A nerkennung zahlen m uß: Sie m uß „die an gleichartige oder ver­
w andte öffentliche Schulen gestellten A nforderungen erfüllen“. D as 
bedeutet nicht nur, daß sie nicht schlechter sein darf als entspre-
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chende öffentliche Schulen; keine Ersatzschule i. S . des A rt. 7 IV  G G  
darf „in ihren Lehrzielen und Einrichtungen . . . hinter den öffent­
lichen Schulen zurückstehen“; das ist bereits G enehm igungsvoraus­
setzung. D ie B edeutung des § 11 I hePSchG erschöpft sich auch nicht 
in der Forderung, daß die G leichwertigkeit der Privatschule durch 
längere B ew ährung etc. als „dauernd“ gew ährleistet erw iesen sein 
m üsse. Entscheidend ist vielm ehr, daß nur solche Privatschulen an­
erkannt w erden können, die den staatlichen Schulen „gleichartig“ 
oder „verw andt“ sind. „V erw andt“ ist offenbar enger als „gleichw er­
tig“, denn dem  hePSchG  ist der B egriff der „G leichw ertigkeit“ durch­
aus bekannt (§ 8 II). D as heißt aber nichts G eringeres, als daß die an­
erkannten Schulen auf einen Teil ihrer verfassungsm äßigen Lehr­
freiheit verzichtet haben m üssen! D enn Ersatzschulen haben nach 
A rt. 7 IV G G und § 8 hePSchG A nspruch auf G enehm igung auch 
dann, w enn sie den staatlichen Schulen w eder gleichartig noch ver­
w andt sind; sie m üssen nur gleichw ertige Lehrziele etc. haben.

D er Zw eck der grundgesetzlichen G arantie der Privatschulfreiheit 
ist es gerade, andersartige Schulen zuzulassen, um einen echten pä­
dagogischen W ettbew erb zu entfachen. B ei den Erörterungen im  par­
lam entarischen R at w urde auf die N otw endigkeit und Fruchtbarkeit 
pädagogischer Experim ente hingew iesen. U m  der Schulen besonderer 
pädagogischer Prägung w illen (erwähnt w urden die W aldorfschulen) 
w urde den Privatschulen im  A rt. 7 IV G G eine so starke R echtsposi­
tion eingeräum t. D aß die V äter des G rundgesetzes nicht an eine Pri­
vilegierung jener Privatschulen dachten, die, ohne schulreform erische 
A m bitionen zu haben, ein G eschäft daraus m achen, schwache Schü­
ler zum A bitur zu bringen, zeigt ihre Forderung (A rt. 7 IV 3 G G ), 
daß eine Sonderung der Schüler nach den B esitzverhältnissen der 
E ltern nicht gefördert w erden dürfe.

Es sei hier nicht verkannt, daß diese so oft angefeindeten sog. „Pres­
sen“ auch eine legitim e Funktion erfüllen; w arum sollte es verhin­
dert w erden, daß sich Pädagogen zusam m entun, um  schw achen Schü­
lern und solchen, die durch K rankheit oder häufigen U m zug ihrer 
E ltern den A nschluß in einer staatlichen Schule nicht halten konn­
ten, durch intensivere pädagogische B em ühungen und stärkeres E in­
gehen auf den Einzelfall als es an vielen staatlichen Schulen m öglich 
ist, doch noch das Erreichen desselben Zieles zu erm öglichen? Es ist 
auch nichts dagegen einzuw enden, w enn diese Pädagogen, die kein 
Staatsschullehrer um ihre A ufgabe beneiden w ird, erheblich m ehr 
verdienen.

D ieser A rt Schulen fällt es nicht schw er, den Preis für die A nerken­
nung zu zahlen, d. h. die pädagogische A npassung an die staatlichen
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Schulen zu vollziehen und dam it auf pädagogischen W ettbew erb m it 

den staatlichen Schulen zu verzichten. Sie gefährden das staatliche 

Schulm onopol nicht, sie leben gew isserm aßen in seinem W indschat­
ten. In ihrer eigentlichen Funktion, schw ache Schüler bis zu den glei­
chen B erechtigungen zu führen w ie die staatlichen Schulen, w erden 
ihnen m it der A nerkennung auch noch B eschränkungen auf erlegt: 
dadurch, daß sie dieselben A ufnahm ebedingungen anzuwenden haben 
w ie die staatlichen Schulen ist es ihnen verw ehrt, Schüler, die nicht 
die geringste C hance hätten, von einer staatlichen Schulen aufge­
nom m en zu w erden, in derselben Zeit zum  selben Ziel zu führen w ie 
staatliche Schulen. Sie können also insbesondere nicht zu einem  brei­
ten „zw eiten B ildungsw eg“ w erden; das zeigt besonders eindringlich 
der Fall der Frankfurter Ingenieurschule. A uf diese W eise w irkt sich 
§ 11 II 2 hePSchG w ettbew erbsbeschränkend zugunsten eines staat­
lichen Schulm onopols aus.

Es darf aber nicht übersehen w erden, daß diese B estim m ung auch 
ein legitim es Interesse der staatlichen Schulen schützt. N icht nur den 
A bschlußprüfungen, sondern allen Zeugnissen, insbesondere den V er­
setzungen der anerkannten Schule kom m en dieselben B erichtigun­
gen zu, w ie bei staatlichen Schulen. Infolgedessen ist regelm äßig 
ohne w eitere Prüfung ein W echsel eines Schülers von einer aner­
kannten an eine staatliche Schule m öglich. E in solcher W echsel w äre 
für die aufnehm ende staatliche Schule eine Last, w enn der Schüler 
von einer andersartigen, w enn auch gleichw ertigen Schule käm e. —  
D ieser G esichtspunkt sollte aber nicht überbew ertet w erden. Schließ­
lich trägt der w echselnde Schüler und nicht die aufnehm ende Schule 
das R isiko des G elingens der A npassung an einen anderen Lehrplan. 
Schon aus diesem G runde kom m t ein solcher Schulw echsel so selten 
vor, daß die in § 11 II 2 hePSchG enthaltene Freiheitsbeschränkung 
im V ergleich zu der B elastung, vor der sie die staatlichen Schulen 
bew ahren soll, ganz unverhältnism äßig schw er w iegt. § 11 II 2 
hePSchG  verstößt som it jedenfalls gegen den G rundsatz der V erhält­
nism äßigkeit der M ittel.

D er Frage, ob die Festsetzung der A ufnahm ebedingungen im V er­
w altungsw ege erfolgen kann oder der Form  eines G esetzes oder w e­
nigstens einer R echtsverordnung bedürfte, soll hier nicht w eiter 
nachgegangen w erden. Es spricht m anches dafür, daß § 11 II 2 
hePSchG, indem er die Festsetzung der A ufnahm ebedingungen all­
gem einen V erw altungsvorschriften überläßt, gegen den G rundsatz 
der G esetzm äßigkeit der V erwaltung verstößt1).

') V gl. den B ericht von W . H enke in N JW  1964, 2147 £ über die R eferate und die 
D iskussion auf der Tagung der V ereinigung der deutschen Staatsrechtslehrer in  
K iel zum  Them a „V erw altung und Schule“.
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H ier sei noch hervorgehoben, daß nach dem Sinn und Zw eck der 
Privatschulgarantie des G rundgesetzes, alle privaten Ersatzschulen, 
die A nspruch auf G enehm igung haben, auch A nspruch darauf haben, 
ihren Schülern dieselben B erechtigungen verleihen zu dürfen w ie 
die staatlichen (und anerkannten privaten) Schulen. D as R echt, an­
dersartige gleichw ertige Lehrziele zu verfolgen, steht einfach auf 
dem Papier, w enn von den Schülern der nur genehm igten Ersatz­
schulen erw artet w ird, daß sie im A bitur unter B eweis stellen, daß 
sie das Lehrziel der staatlichen Schulen erreicht haben, nach dem  
sie —  nach dem  W illen des G rundgesetzes! —  gerade nicht unterrich­
tet w erden sollten2). W ie schon erw ähnt, haben diese Schüler das 
A bitur zudem  noch vor einer frem den K om m ission von Staatsschul­
lehrern abzulegen.

W as W under, daß es in der B undesrepublik trotz größter V ielfalt 
der pädagogischen Lehrm einungen kaum Schulen eigener pädago­
gischer Prägung gibt. W ie könnten es E ltern verantw orten, K inder 
in eine Schule anderer als staatlicher Prägung zu schicken, w enn von 
vorneherein feststeht, daß sie die unentbehrliche B erechtigung dann 
nicht erhalten, w enn sie das gleichw ertige Lehrziel der Schule er­
reichen?

D ie vom G rundgesetz gew ollte A uflockerung des staatlichen Schul­
m onopols kann nur erreicht w erden, w enn die heutigen w ettbew erbs­
beschränkenden Prüfungspraktiken gegenüber den freien Schulen 
eigener pädagogischer Prägung aufhören. D as A bitur an diesen Schu­
len m uß ganz an ihrem  eigenen, dem  staatlichen gleichw ertigen Lehr­
ziel orientiert sein.' D er Staat hat auch an seinen eigenen Schulen 
bereits gleichw ertige B erechtigungsprüfungen verschiedener Prä­
gung (hum anistisch, m athem atisch-naturw issenschaftlich, neusprach­
lich). N ichts steht entgegen, ihnen w eitere gleichw ertige B erech­
tigungsprüfungen hinzuzugesellen. D as verstößt zw ar gegen die M a­
xim e, B erechtigungen nur unter gleichen V oraussetzungen zu ver­
leihen. Für die D ifferenzierung bestehen jedoch sachliche G ründe. 
Zudem  sollen die V oraussetzungen nicht unterschiedlich schwer, son­
dern gleichwertig sein. Es geht nur darum , eine schem atische G leich­
artigkeit der Prüfungsanforderungen im Interesse der vom G rund­
gesetz angestrebten geistigen und pädagogischen Freiheit der E ltern 
und der von ihnen gew ählten Schulen endlich aufzugeben.

E ine sachgerechte D urchführung der Prüfung dürfte auch nur dann 
gew ährleistet sein, w enn die M itglieder der Prüfungskom m ission

2) V gl. dazu H .-U. G allw as, D ie Privatschulfreiheit im  B onner G rundgesetz, Fragen  
der Freiheit, Folge 34, Seite 3 ff, 21.
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nicht von Schulen anderer pädagogischer Prägung kom m en. W ie sol­

len sie die Erreichung eines Lehrzieles überprüfen, das sie im ein­

zelnen nicht kennen?

H aben alle freien Schulen, die die G enehm igungsvoraussetzungen 

des A rt. 7 IV  G G dauernd erfüllen, A nspruch darauf, ihren Schülern 
die B erechtigungen nach den eigenen gleichw ertigen M aßstäben zu 
verleihen, dann können die Länder die Einräum ung dieses R echtes 
(der heutigen A nerkennung) auch im G esetzeswege nicht m ehr von 
der B efolgung staatlicher A ufnahm erichtlinien abhängig m achen. 
V on den genehm igten freien Schulen darf nichts gefordert w erden, 
w as über die G enehm igungsvoraussetzungen hinausgeht. D iese for­
dern m it gutem G rund nur ein gleichw ertiges Lehrziel und keine 
gleichschw eren A ufnahm ebedingungen3). §11 II 2 hePSchG ist also 
auch dann m it dem G rundgesetz unvereinbar, w enn m an der hier 
vertretenen A nsicht zu den Prüfungen an den genehm igten Ersatz­
schulen folgt.

Eckhard B ehrens

e) V gl. Im  einzelnen G allw as a.a.O ., S. 22 f.
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D as M enschenbild als Inhalt der naturrechtlidien  

Forderung nach kultureller Freiheit.

W enn w ir hören, daß ein M enschenrecht —  w ir schließen uns, um  
gleich ins K onkrete zu gehen an das B onner G rundgesetz an und be­
ziehen unsere U ntersuchung auf A rtikel 1 G G —  w enn w ir hören, 
daß A rtikel 1:
„D ie W ürde des M enschen ist unantastbar, sie zu achten und zu schüt­
zen ist V erpflichtung aller staatlichen G ew alt“,
ein N aturrecht sei, so scheint darin auf den ersten B lick ein 
W iderspruch in -sich vorzuliegen. D enn w ie kann ein M enschenrecht, 
w ie kann die M enschenw ürde ein N aturrecht sein?

Ich zitiere: N ipperdeyin dem H andbuch: D ie G rundrechte 
(bei D uncker und H um blot, B erlin)

„D er G rundsatz des A rtikels 1, A bs. 1 ist ein naturrechtliches Ele­
m entarprinzip, er ist vorstaatliches, überpositives R echt. Er gehört 
daher zu den R echtssätzen, die so elem entar und so sehr A usdruck 
eines auch der V erfassung vorausliegenden R echts sind, daß sie den 
V erfassungsgesetzgeber selbst binden und daß andere V erfassungs­
bestim m ungen,,denen dieser R ang nicht zukom m t, w egen ihres V er­
stoßes gegen sie nichtig sein können.“

D ie M enschenw ürde, die durch gesellschaftliche M ächte oder U m ­
stände nicht verletzt w erden darf —  darauf bezieht sich selbstver­
ständlich dieser V erfassungssatz —  w ird von allen K om m entatoren 
dahingehend interpretiert, daß die W ürde des M enschen A usdruck 
oder Inbegriff ist seiner Selbständigkeit, seiner Freiheit.

W ürdelos w ird der M ensch em pfunden, der jedem  beliebigen inneren 
oder äußeren Einfluß unterliegt, der seine H andlungen nicht aus 
m oralischer Entscheidung (Erkenntnis-U berzeugung) selbst m oti­
viert und ganz dafür steht (auch w enn sie sich später als falsch her­
aussteilen m üßte).

Folgerichtig  lautet darum  auch A rtikel 2:
„Jeder hat das R echt auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit“ .GFEDCBA

* * *

W enn nun von einem Freiheitsrecht (von der M enschenw ürde) als 
von einem N aturrecht gesprochen w ird, so scheint hier —  w ie 
gesagt —  ein W iderspruch vorzuliegen, denn das ist es ja gerade w as 
den M enschen von dem  N atürsein trennt, w as ihn von den N aturge­
schöpfen (die unter einem ehernen N aturgesetz stehen), unterschei­
det, daß er sich seine eigene O rdnung schafft, daß er nicht einem  
natürlichen Zw ang zu unterliegen braucht. D er Freiheitsbegriff und 
alles w as m it der M enschenw ürde zusam m enhängt, hätte keinen In-
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halt, w enn auch die H andlungen des M enschen naturgesetzlich- 

determ iniert w ären. Es m uß daher noch etw as anderes gem eint sein, 
w enn die Freiheit und W ürde des M enschen als N aturrecht bezeich­
net w erden. U nd dies ist zw eifellos der Fall.

A llerdings entspringt eine D efinition des W ürdebegriffes, w ie N ip- 
perdey sie trifft, w eniger einer um fassenden A nthropologie, sondern 
eher dem „sicheren G efühl“ von der Einm aligkeit 
und Integrität des M enschen innerhalb der übrigen 
W elt, der natürlich-gegebenen w ie der m enschlich-sozialen U m w elt. 

N un ist es gerade diese zw eifache B eziehung des M enschen 
zur N atur (aus der er hervorgegangen ist) und zur sozialen W elt (die 
er sich aufbaut), die den N aturrechtsbegriff zunächst schw ierig er­
scheinen läßt, da R echte streng genom m en, die sozialen B ezie­
hungen der M enschen ordnen bzw . bestim m ten G esetzm äßigkeiten 
im  sozialen Leben A usdruck verleihen. D ie N aturw esen dage­
gen stehen a priori unter einem G esetz. Sie finden dieses vor und 
haben keine M öglichkeit aus ihm  herauszutreten.

A ls R echts- begriff reicht also das N atur recht in die Sozial­
sphäre und w ill offenbar zum A usdruck bringen, daß es so etw as 
w ie eine Sozialanthropologie gibt, eine Lehre vo'n einer allgem ein­
gültigen Seinsw eise des M enschen im  gesellschaftlichen B ereich, die 
w ir anzuerkennen haben w ie die N aturw esen die N aturgesetzlichkeit 
ihres N aturseins. ■'

A ls N atur- begriff jedoch w urzelt das N atur recht in einem . 
Seinsbereich, das w ir —  gleichsam w ie ein N aturw esen seine Seins­
ordnung —  deshalb anerkennen m üssen, w eil w ir seine G egebenheit 
ebenfalls vorfinden. U nsere typisch m enschliche, Existenz baut auf 
einer ebensolchen „G egebenheit“ aufvund w ir w ürden unser w esent­
liches Sein negieren, w ürden w ir diese „N aturgegebenheit“ des 
M enschseins in Frage stellen.

« * *

W ir stehen dam it an einem w ichtigen A usgangspunkt für unser 
Them a.

W elches ist die N aturgegebenheit des M enschen? 
W elches ist das Fundam ent, auf dem  sich der M ensch vorfindet, w enn 
er zu sich selbst erw acht und dam it zugleich den ersten Schritt über 
das reine N atursein hinaus in die soziale W elt hinein tut?

Zur B eantw ortung dieser Frage sehen w ir uns veranlaßt eine A n­
thropologie zu entw ickeln,eineM enschenkunde, 
die erkennen läßt, daß der M ensch als gew ordenesN a- 
turw esen und der M ensch als w erdendes Sozial­
w esen ein und derselbe ist und daß die integrale
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„N atur“ des M enschen, sein „N atursein“ w ie sein  
„K ultursein“ {um diesen A usdruck hier einm al zu gebrauchen) 
in vollkom m ener W eise um schließt, w enn auch in einer steten V er­
w andlung, U m w andlung und Steigerung vorw ärts schreitend.

* '# *

E in B ild vom M enschen —  das w ir uns als Skizze vor A ugen führen 
w ollen — ■ kann m an unter U m ständen leichter gew innen, w enn m an 
von pathologischen Form en ausgeht, jedenfalls unter dem G esichts­
punkt einer m öglichst knappen D arstellung. Ich m öchte Sie daher 
bitten, m it m ir zusam m en in aller K ürze einen B lick in die Patho­
logie des M enschen zu tun. W ir gew innen auf diese W eise ein K ri­
terium  für das gesunde W esen des M enschen (H eilen heißt ja G anz­
m achen, das G anze w iederherstellen).

A uf der Suche nach einer G liederung der K rankheiten, nach einem  
M aßstab für die O rdnung einer schier unübersichtlichen Sym ptom a­
tologie (denn die K rankheitserscheinungen sind so zahlreich w ie die 
O rganfunktionen), stellt sich sehr bald heraus, daß allem  pathologi­
schen G eschehen letzten Endes zw ei polare Prozesse zugrunde liegen.

Es gibt I) prim är entzündliche, auflösende, einschm elzende 
K rankheitsprozesse

2) prim är degenerative, abbauende, deform ierende 
K rankheitsprozesse

beide führen zur Zerstörung „der Form , der O rdnung eines O rgans, 
eines Teiles oder schließlich des G anzen.
B eispiel:

G elenkerkrankungen

SkleroseEntzündung

A rthritis A rthrosis deform ans

N ervenerkrankungen
M ultiple SklerosePoliom yelitis

und

N euralgie

und

N euritis

B ei der Stellung einer D iagnose kom m t es darauf an, den prim ären 
Prozeß, ob Entzündung oder D egeneration (Sklerose) zu erkennen, 
denn der O rganism us versucht entsprechend einem allgem einen bio­
logischen G esetz (dem G esetz der K om pensation, auf das vor allem  
G oethe hingewiesen hat) das extrem e A bw eichen von der M ittellage 
durch den G egenprozeß zu kom pensieren. O der es treffen —  w as das 
allerproblem atischste ist und die Prognose im H inblick auf W ieder­
herstellung der G esundheit ungünstig w erden läßt —  beide Prozesse
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unverm ittelt in einem K rankheitsgeschehen auf- und ineinander. 

A lso:

Entzündung und D egeneration in einem G eschehen, 

zum B eispiel bei der sogenannten prim är chronischen Polyarthritis.

M an kann dem entsprechend auch von „heißen“ und „kalten“ K rank­
heiten sprechen, denn die prim ären Entzündungen verlaufen stets 
m it lokaler oder allgem einer Tem peraturerhöhung, w ährend dies 
charakteristischerweise bei den „kalten“ degenerativen Erkrankun­
gen nicht der Fall ist.

So unterscheiden w ir sogar 

den heißen A bszeß 

prim är entzündlichen 

Furunkel, K arbunkel, Phlegm one

kalten A bszeß 

prim är degenerativen 

v tuberkulöser A bszeß 

M it der B ezeichnung kalter bzw . heißer A bszeß w ird zum A usdruck 
gebracht, daß ein und dasselbe klinische B ild des A bszesses einm al 

. auf einer überbordenden Entzündung, einm al einem  zu starken A b­
bauprozeß beruht.

vom

B eide Prozesse, physiologischer „Som m er“ und physiologischer „W in­
ter“ —  um  ein B ild zu gebrauchen — , sind als latente Tendenzen po­
tentiell im gesunden m enschlichen O rganism us w irksam . W enn w ir 
vom  G esichtspunkt der W ärm e (u. K älte) ausgehen, so haben w ir im • 
„B lut-M enschen“, d. h. in der B lutzirkulation gew isserm aßen eine 
„gem äßigte Zone“ (zwischen „Pol und Ä quator“), die m it leisen M or­
gen- und A bend-O scillationen'um 37° C eine überraschende B estän­
digkeit aufw eist.

D iese freie Z irkulation geht unterhalb des Zw erchfelles in die Stoff­
w echselzone über, w o in O rganen w ie der M ilz und der Leber das 
B lut in den Schm elztiegel des Substanz-um -und-A ufbaues eintaucht. 
D er pathologische A natom  Prof. D r. R össle hat darum m it künst­
lerischem  Sinn von der M ilz als einer organgewordenen Entzündung 
gesprochen. D as Pfortaderblut, das aus dem D arm bereich zur Leber 
führt und die Leber selbst, w eisen ständig eine erhöhte Tem peratur 

auf. —

O berhalb des B rustraum es reicht .die Z irkulation an die G renzen der 
Sinnesorgane und des N ervensystem s heran. M an spricht in der Phy­
siologie von der B lut-L iquorschranke, die nicht überschritten w er­
den darf. D as B lut tritt hier gänzlich zurück und überläßt die Sinnes­
organe so gut w ie blutleer den reinen W ahrnehm ungsvorgängen und 
dem  B ewußtsein.

Ü bervitalität im  

Stoffw echselsystem

Entvitalisierung im  

Sinnesnervenbereich
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Schiller spricht in den „B riefen zur ästhetischen Erziehung des M en­
schen“ ganz in dem selben Sinne vom „Stofftrieb“ (Stoffw echselpol) 
und „Form trieb“ (N ervensinnespol) der m enschlichen O rganisation.

W ir erkennen hier die konstitutionierenden Prinzipien Form pol und 
Stoffppl! —

Es ist leicht einzusehen,, daß bei einem  N achlassen einer integrieren­
den M ittelfunktion, die w ir uns organisch im Zirkulationssystem zu 
denken haben (Schiller w ürde rein funktionell vom Spieltrieb spre­
chen), einm al die M öglichkeit zur Ü berform ung besteht, w enn die 
N ervensinnesprozesse einseitig dom inieren, ein anderesm al die Stoff­
w echselprozesse der Form losigkeit, der E inschm elzung bzw . sinnlosen 
Substanzbildung verfallen. B leiben die form gebenden und Substanz­
bildenden Prozesse streng in ihrem  B ereich, w erden also A ufbau und 
A bbau durch eine starke m ittlere Ö rganisationskraft sow ohl ausein­
ander, als auch im G leichgew icht gehalten, d. h. ineinander funktio­
nell verwoben, so haben w ir es m it einem harm onisch gegliederten 
und gesunden G esam torganism us zu tun.

B ezüglich der G estaltung der G esam tkonstitution gibt' es gew isse 
G renzen der Einseitigkeit, die nicht überschritten w erden dürfen, 
w enn sich noch ein gesundes m enschliches Leben entfalten können 
soll. Solche noch gesunden aber schon sehr extrem e K onstitutions­
bildungen entstehen, w enn entw eder die Stoffw echsellage im  G anzen 
überw iegt

digestiver oder pyknischer Typus •

oder das N ervensystem dom iniert
cerebraler oder leptosom er Typus.

(Es sei nur der V ollständigkeit halber noch der häufig in den K on­
stitutionslehren angegebene 3. Typus, die respiratorische oder athle­
tische K onstitution genannt. Sie stellt keineswegs etw a1“ d ie harm o­
nische M itte zw ischen den beiden zuerst erw ähnten K onstitutions­
typen dar, sondern im  G egenteil: das unm ittelbare A ufeinandertref- 
fen, das „K urzgeschlossensein“ von N erven und Stoffw echselgesche­
hen. D ie- funktionelle M itte ist —  obw ohl oder -gerade 
w egen der überaus kräftigen A usbildung des R um pfes und des Tho­
rax im anatom ischen Sinne —  äußerst schwach tätig. A lle 
leiblichen und vor allem psychischen M erkm ale dieses Typus spre­
chen für ein starres, unbew egliches m ittleres System , ein unverm it­
teltes A ufeinandertreffen von W ahrnehm ung und Trieb ohne freies. 
Spiel einer erlebenden, bew ertenden, ausgleichenden und auswäh­
lenden M itte.
D er athletische Typus ist daher der vom m enschlichen Erleben her 
gesehen die bei w eitem problem atischste K onstitution. Ihre Psyche
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ist unbeweglich, phantasielos, unberechenbar und w enig lernfähig.) 

D ie psychische Stim m ung ist beim digestiven (pykni- 
schen) Typus stets optim istisch, der U m w elt sym pathisch hingegeben 
und äußerst anpassungsfähig. In der Sprache des Physiologen w ird 
diese Stim m unglage deshalb betreffend als Sym pathikotonus be­
zeichnet.

Im  G egensatz dazu steht der cerebrale (leptosom e) Typus unter der 
Stim m ungslage des V agotonus (Parasym pathicus). D ie W ahrneh­
m ungsvorgänge überw iegen, das B ew ußtsein schaltet sich in die Sub­
jekt-O bjektbeziehungen ein. D ie H altung w ird kritisch, distanzie­
rend, ablehnend, antipathisdi.

Im  extrem en pathologischen Falle geht der Sym pathikotiniker völlig  
zerfließend in der U m w elt auf. D en V agotoniker dagegen führt die 
K ontaktschw äche schließlich  in die völlige Isolierung. M an sieht deut­
lich, die einseitige B etonung der K onstitutionsfaktoren kann zur 
beherrschenden Ü ber- oder U nterform ung der G esam torganisation, 
der leiblichen w ie der seelischen führen. D er M ensch ist bei einer 
solch extrem en Typisierung funktionsunfähig, d. h. eben patholo­
gisch. E ine Fixierung der sym pathikotonisch -zer­
fließenden und der vagotonisch-isolierenden Stim m ungslage löscht 
die freie M itte, die Entscheidungs- und V erm ittlungsm öglichkeit der 
m enschlichen W esenseinheit aus.GFEDCBA

* * *

Es sei m ir nun noch nach dieser konstitutionsphysiognom ischen B e­
trachtung ein kurzer B lick auf die vergleichende A natom ie und Ent­
w icklungsgeschichte von M ensch und Tier gestattet.

D ie Paläontologie und vergleichende Em bryologie haben gerade in 
jüngster Zeit das bedeutsam e Ergebnis zutage gefördert, daß der 
M ensch nicht der letzte vollkom m ene Sproß auf einer aus unbe­
kannten G ründen nach oben strebenden Tierreihe ist, sondern 
bei ihm  schon in der Em bryonalentw icklung (also im  vorindividuel­
len, vorbew ußten Zustand) eine B ildungsdynam ik zu beobachten ist, 
die der tierischen diam etral entgegenläuft. A nthropologen w ie Pop­
pelbaum , Portm ann, K ipp, kam en zu dem Ergebnis, daß beim M en­
schen durch Zurückhaltung der konstitutionellen  A usform ung, durch 
V erzicht auf stärkere Typisierung und O rgandifferenzierung und 
Spezialisierung ein hohes M aß an U nabhängigkeit von der O rgani­
sation und den U m w eltbedingungen bew irkt w urde.

D em gegenüber w eist die tierische Em bryonalentw icklung eine deut­
liche B eschleunigung des W achstum s und eine frühzeitige, frühem ­
bryonale A usform ung und Typisierung bzw . Spezialisierung der 
O rganisation auf. Ein V ergleich der R eifegrade eines m enschlichen
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m it einem Schim pansenem bryo kann diese U nterschiede deutlich 
m achen.

B ei niederen A rten verfallen die tierischen Lebew esen i m  G  a n z e n 
der einseitigen B ildetendenz des Stoff- bzw . des N ervenpoles.

C oelenteraten
W eichtiere 

z. B . Seewalzen
Schalentiere 

z. B . Seeigel- u. Sterne
spätere Stufe

W ürm er (R aupen) Insekten  (Puppen)
noch später 
SauropsidenR eptilien V ögel

Es w äre nun sehr bedeutsam  und w ichtig, das A useinanderfallen der 
B üdungspole im  Tierreich auf den verschiedenen Stufen unter dem  
G esichtspunkt der Zirkulation, also der m ittleren O rganisation, zu 
verfolgen. D as w ürde jedoch in diesem  Zusam m enhänge zu w eit füh­
ren. Zu beachten ist —  das m öge im  A ugenblick genügen —  daß das 
H  e r z als das Zentrum  der Z irkulation bei niederen Tieren als rudi­
m entäres O rgan völlig in den H intergrund tritt, vielfach garnicht 
ausgebildet (W ürm er) oder zur funktionslosen starren R öhre w ird 
(Insekten). Zu seiner vollen B edeutung gelangen H erz und Zirkula­
tion erst beim M enschen, w o sie ihre Funktion der Integration der 
O rgane zu einem  G anzen und der B ehauptung des G anzen gegenüber 
den Polen sow ohl in physiologischer als auch vor allem  in seelischer 
H insicht erst ganz übernehm en.

D er potentielle M ensch hat w ährend der H öherentw icklung (w ährend 
der phylogenetischen „Em bryonalentw icklung) die Extrem en A us­
schläge nicht m itgem acht. A ndererseits gibt die Em bryonalentw ick­
lung des M enschen heute A ufschluß darüber, daß solche A bw eichun­
gen vom „M ittelstam m “ der Tendenz nach durchaus vorhanden 
w aren. D er M ensch ist diesen Tendenzen jedoch nicht verfallen, son­
dern hat von Stufe zu Stufe die jeweilige em bryonale Frühform be­
w ahrt und zw ar bis heute.

A uf einen bedeutsam en V organg beim Ü bergang von der em bryona­
len zur frühkindlichen Entw icklung hat Portm ann (B asel) hingew ie­
sen. D ie G esam tem bryonalzeit ist danach m it der leiblichen G eburt 
nach 9 M onaten noch keinesw egs abgeschlossen, sie setzt sich noch 
über ein w eiteres Jahr hin fort. M it dem  U nterschied —  und dies ist 
einm alig beim M enschen —  daß nunm ehr die soziale U m welt die 
intrauterinen B ildekräfte ablöst bzw . ergänzt. So konnte Portm ann 
vom M enschen als einer physiologischen Frühgeburt bei gleichzeitig 
verzögerter R eifezeit sprechen.

W as bedeutet dies?
Es bedeutet einm al, daß es eine m it der M enschwerdung, d. h. m it
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dem M enschenwesen zusam m enhängende V erhaltensw eise ist, die 

einen ursprünglichen, w enig differenzierten — also universellen, 
allgem einen B ildungszustand bew ahrt;

daß zum anderen nicht nur die biologisch-natürlichen B ildekräfte 
der m enschlichen Entelechie über die E ihüllen am O rganaufbau teil­
haben, sondern die soziale U m w elt m it ihren m enschlichen Ä ußerun­
gen ebenfalls einen w esentlichen Einfluß auf die „Em bryonalent­
w icklung“ ausüben.

D am it haben w ir jedoch den N aturzustand des M enschen schon ver­
lassen und befinden uns im K ulturbereich der m enschlichen Sozial­
w elt als einem neuen B ildungsorganism us. D er soziale O rganism us 
ist idealiter eine Fortsetzung, eine M etam orphose des N aturorganis­
m us auf „höherer Stufe“. W as die m enschliche Entelechie auf dem  
W ege zur M enschw erdung geleistet hat, die B ildungsabhängigkeit im  
organisch-physiologischen Sinne zu bew ahren, das hat auf der Ebene 
des individualisierten m enschlichen B ew ußtseins das seiner selbst 
bew ußte Ich w eiterzuführen.

„D as R echt auf die freie Entfaltung der Persönlichkeit“ ist, so 
gesehen, nichts anderes als die Individualisierung des im  
M enschw erdungsprozeß allgem ein bereits tätigen m enschheit- 
liches G eistes. W as dieser produktive G eist auf seinem  Entw ick­
lungsw ege an organischer B ildekraft, vor allem aber an U nab­
hängigkeit und V erzicht auf frühzeitige O rganspezialisierung  
geleistet hat, darf nun nicht durch ein falschverstandenes Er- 
ziehungs- und B ildungsw esen zunichte gem acht w erden. Für 
die kindliche Entw icklung über die Em bryonalzeit hinaus bis 
zum 21. Lebensjahr m uß eine B ildungsidee zur W irksam keit 
gebracht w erden, die ähnlich um fassend und ähnlich freilassend 
(nicht typisierend und spezialisierend) das kindliche W esen er- 

' hält und leitet bis es fähig ist die Erkenntnisfähigkeit und die 
m oralische Phantasie zu entw ickeln, um die Lebensgestaltung 
selbständig zu übernehm en.

D er V erfassungssatz: „D ie W ürde des M enschen ist unantast­
bar“ kann sich auf nichts anderes beziehen als auf den sich von 
N aturstufe zu N aturstufe freiringenden unabhängigen M en­
schengeist, der schließlich nicht zu Selbstbew ußtsein und W elt­
erkenntnis erw acht ist, um von vordergründigen sozialen 
Zw eckinstitutionen und intellektueller R outine in Fesseln ge­
schlagen zu w erden, sondern um einen K ulturorganism us auf­
zubauen, dessen lebendige Z irkulation der sich frei entfaltende 
M ensch selbst ist.

D r. H einz-H artm ut V ogel
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D ie politische G em einschaftskunde

Fortsetzung  des m it Folge 29 der Schriftenreihe FR A GEN  D ER  FR EIH EIT  m it einem  
B eitrag von R üdiger Frank, M itarbeiter des W alter-Eucken-Institutes in Frei­
burg/B reisgau eingeleiteten und m it Folge 30 begonnenen A bdruckes einer U nter­
richtsskizze aus dem  Fach der Politischen G em einschaftskunde in der B erufsschule. 
D ie m it Folge 41 beginnenden Fortsetzungen der Politischen G em einschaftskunde  
und G eschichte, w ie sie das dritte B erufsschuljahr und der U nterricht in den oberen  
K lassen der H öheren Schulen fordern, m öchten dem  Lehrer skizzenhaft ein G erüst 
zur deduktiven G estaltung und O rdnung des so kom plizierten und unüber­
sichtlichen Stoffes der neueren G eschichte geben. B ei dieser geschicht­
lichen D arstellung ist besonderer W ert auf die gesetzm äßige Entw ick­
lung der sozialen Lebensform en  gelegt w orden. G eschichtliche Fakten  
und D aten  w erden nur herangezogen, insofern sie phänom enologischen und sym pto­
m atischen C harakter haben. Sie bilden gleichsam das G erüst, w elches der Lehrer 
zur besseren Illustration nach B elieben und N otwendigkeit den jew eiligen B edürf­
nissen der verschiedenen Schularten entsprechend m it „Stoff“ anreichern kann.

D ie G eschichte ist ja eigentlich die Substanz der Politischen G em einschaftskunde, 
die a  11  e  i n als abstrakt und form al em pfunden w ird. Erst die G eschichte, in der 
sich ja das lebendige  politische G eschehen und die Entw icklung der M enschen­
gem einschaft, der G esellschaft, vollzieht, verm ag die Politische G em einschaftskunde  
für die jungen M enschen interessant zu m achen. D adurch verliert der U nterricht 
in der Politischen G em einschaftskunde auch für den Lehrer seine Problem atik. 
Ü bersicht über die in dem  U nterrichtsfach der Politischen G em einschaftskunde auf­
einanderfolgenden Them en:

D ie Situation des heutigen jungen M enschen nach der V olksschulentlassung
—  D as U nterrichtsziel —  D as M enschenbild —  D er M ensch als G em einschaftsw esen
—  D ie B ereiche des sozialen Lebens: Staat. W irtschaft, K ultur. D ER STAA T  —  D as 
G rundgesetz —  V erfassungsrecht und dem okratisches R echt —  D as dem okratische 
R echt: D ie vorbeugenden (Polizei-) G esetze, die ordnenden, bürgerlichen (Z ivil-) 
G esetze, die sühnenden (K rim inal-) G esetze. —  D ie G ew altenteilung —  D er A ufbau  
des Staates und die Funktionen der staatlichen Einrichtungen —  D ie V erw altung
—  D em okratie und D iktatur. —  D IE W IR TSC H AFT —  D ie A rbeitsteilung —  D as 
Tauschm ittel G eld —  Produktion, Zirkulation, K onsum tion —  Inflation, D eflation, 
V ollbeschäftigung (K onjunkturlehre) —  D ie Lenkung der K onjunktur — D ie ge­
rechte V erteilung des Sozialproduktes —  D ie Soziale M arktw irtschaft —  D ie Sozial­
versicherungen. —  D IE K U LTU R —  D ie B ereiche der K ultur: W issenschaft, K unst, 
R eligion  —  D ie Freiheit der Persönlichkeit im  G eistesleben  —  D ie W issenschaften  —  
D ie K ünste. —  D ie freiheitliche O rdnung  — D IE  EN TW IC K LU N G  D ER SO ZIA LOR D ­
N U N G  IN  D ER G ESCH IC HTE  —  3000 bis 700 v. C hr.: „D er G ottesstaat“ —  G riechen­
land und R om  —  D ie N euzeit —  H um anism us —  R enaissance —  R eform ation  —  D ie 
französische R evolution und ihre W irkungen — D ie m oderne W irtschaft — D as

• A tom zeitalter —  D as O st-W est-Problem  —  D ie A bendländische O rdnung.

*

D as Zeitalter des Fürstenabsolutism us und der  

französischen R evolution
X VIII. und IX X. Jahrhundert

M it dem A bschluß des Friedens von M ünster und O snabrück (W estfäli­
scher Friede) 1648, sind die G laubenskäm pfe und die R eligionskriege end­
gültig abgeschlossen und das geschichtliche —  w as dasselbe ist w ie das 
politische —  G eschehen verlagert sich spontan auf eine andere, neue Ebene 
des sozialen Lebens, näm lich auf die des

STAA TES.

D ie B estim m ungen des W estfälischen  Friedens (vgl. „Fragen der Freiheit“ 
Folge 40, Seite 50), die stark von den französischen und schwedischen D e­
legationen beeinflußt w orden sind, kam en den separatistischen W ünschen
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der Landesfürsten nach der „D eutschen Libertät“ sehr entgegen auf 
K osten des R eiches und  der kaiserlichen Zentralgew alt. Jeder Landesfürst 
bem ühte sich intensiv, eine N achahm ung des K aisers als dem  pseudotheo- 
kratischen absoluten H errscher, seinerseits im kleinen nun „H errscher 
von G ottes G naden“ zu sein. W ie schon betont (siehe „Fragen der Frei­
heit“ Folge 40, Seite 50), ist dieser neue staatsrechtliche  Status der Landes­
fürsten bedingt durch- die B estim m ungen des W estfälischen Friedens:

1. D ie B estätigung  des A ugsburger R eligionsfriedens, w onach der Fürst 
das R echt hat, die K onfession der U ntertanen zu bestim m en —  
eine kulturelle Entscheidung. —

2. D en Landesfürsten w ird die volle Souveränität zugesprochen, ein­
schließlich dem  R echt, untereinander und m it reichsfrem den M äch­
ten B ündnisse abzuschließen —  eine B estim m ung ausge­
sprochen staatlich-politischer A rt. -

A uf der w  i r  ts  c h  a  f t s  rechtlichen Ebene läßt der W estfälische Friede 
das auf D iocletian (284— 305) zurückgehende Feudalsystem  (m it der Leib­
eigenschaft der B auern) unangetastet w eiterbestehen. —

* * *

DAS JAHRHUNDERT DER ERBFOLGEKRIEGE

D ie Pseudotheokratie als absolute Fürsten-H errschaft ist nun für das 
folgende Jahrhundert das allgem ein gültige staatsrechtliche System ge­
w orden. H atten  die politischen  A useinandersetzungen  der M ächte im  X V I. 
und X V II. Jahrhundert in G estalt der R eligionskriege  
ausschließlich konfessionelle Streitfragen zum Inhalt, so geht der 
K am pf im Zeitalter des A bsolutism us  

U M  D IE M A C HT  D ER  STAA TEN.

D a aber gem äß dem  absolutistischen Prinzip der Staat m it dem Fürsten  
identisch ist —  ,,L ’ etat, c'est m oi!“ „Ich  bin der Staat!“ (Ludwig  X IV .) —  
sind die K riege des X V III./IX X. Jahrhunderts vorw iegend dynastische  
K riege und als solche m eist

ER B FO LG EK R IEGE.

Zum B eispiel der Pfälzische Erbfolgekrieg 1688— 1697, durch den das 
linke R heinufer vorübergehend unter französische H errschaft kom m t;

der Spanische Erbfolgekrieg (1701— 1714);

die österreichischen  Erbfolgekriege, der 1. Schlesische K rieg (1740 
bis 1742) —  der 2. Schlesische K rieg (1744— 1745) —  der 3. Schlesische oder auch der 
Siebenjährige K rieg (1756— 1763).

D er D reißigjährige K rieg hat D eutschland in einem  unbeschreiblich ver­
w üsteten Zustand und in vollkom m ener Schwäche und Lethargie zurück­
gelassen. D as erste Land, w elches anfing sich w ieder zu regen, w ar das 
K urfürstentum B randenburg. D ort w ar 1640 Friedrich W ilhelm  
der G roße K urfürst (bis 1688) zur R egierung  gelangt, der sein Land  
durch W affenstillstandsverträge vor w eiteren V erw üstungen schützte und  
durch B eschränkung der R echte des A dels die absolute H errschaft 
richtete („Prinz von H om burg“ von H einrich  von  K leist.)

1675 brechen  die  m it Frankreich  verbündeten  Schw eden erneut in die  M ark  
B randenburg ein. D er G roße K urfürst schlägt sie entscheidend beiFehr- 
b  e  11  i n und beginnt dadurch, die den Schw eden im  W estfälischen Frie-

er-
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den zugefallenen G ebiete der O stseeküste zurückzugewinnen. Sym ptom a­
tisch ist für die B eendigung der Zeit der R eligionskriege und den B eginn  
der dynastischen K riege, daß bei diesen K äm pfen sich nun zwei pro­
testantische Länder feindlich gegenüberstehen. In den K riegen der Jahr­
hunderte seit 1648 spielt die konfessionelle Zugehörigkeit der jew eiligen  
G egner überhaupt keine R olle m ehr. Im X VIII. und IX X. Jahrhundert 
drehte sich die Politik und die dam it verbundenen A useinandersetzungen  
nur um staatliche, d.h. dynastische M achtentfaltung, 
w ie zum B eispiel die V ersuche Ludwigs X IV ., für Frankreich die 
R heingrenze zu gew innen, in deren V erlauf die Pfalz durch den franzö­
sischen G eneral M elac verw üstet w ird (1689). —

1701 erlosch  das spanische K önigshaus und  der Streit der G roßm ächte, d. h. 
der verschiedenen D ynastien um das Erbe führte zum  S,p  a  n  i s c  h  e  n  
Erbfolgekrieg.

K arl II. von  Spanien setzte kurz vor seinem  Tode den  Enkel seiner Schwe­
ster und des französischen K önigs Ludw ig X IV ., Philipp von A n-, 
j o  u, zum  Erben ein, w as für die französische D ynastie der B ourbonen  
einen enorm en M achtzuwachs bedeutet hätte. D as w ollten die übrigen  
M ächte jedoch nicht dulden und England, H olland und der K aiser 
(Leopold  I. 1658— 1705), der ebenfalls Erbansprüche auf den spanischen  
Thron anm eldete, schlossen sich zu einer K oalition zusam m en. A n der 
Seite Frankreichs käm pfte B ayern.

1704 siegte Prinz Eugen von Savoyen, der Feldherr des K aisers, gem ein­
sam  m it dem  Führer der englischen A rm ee, John  C hurchill, H erzog  von  
M arlbourough (dem V orfahren von W inston C hurchill) bei H öchstädt 
(bei D onauw örth) über das französisch-bayrische. H eer. '

1706 erobert M arlbourough die N iederlande und Prinz Eugen vertreibt nach der 
siegreichen  Schlacht bei Turin die Franzosen  aus Italien, w odurch sich der spanische 
Erbfolgekrieg zugunsten des H auses H absburg w endet.

1708 siegen M arlbourough und Prinz Eugen nochm als gem einsam  in der Schlacht 
bei O udenarde. Ludw ig X IV . bittet um  Frieden, der abgelehnt w ird.

1709 w ird Ludw ig X IV . nochm als von den beiden großen  Feldherren  Prinz  Eugen  und  
M arlbourough bei M alplaquet geschlagen. N un w ird H absburg den Engländern, zu  
m ächtig —  und zugleich w ird M arlbourough 1711 entlassen.

D er jetzige K aiser K arl V I. kann, von den Engländern im Stich gelassen, den  
K am pf nicht fortsetzen.

Im  Frieden von U  t r  e  c h  t 1712 und im  Fr  i ed  e  n von R astatt  
1714 w ird der Enkel Ludwigs'X IV., Philipp von A njou, als Philipp  V . 
auf dem  spanischen Thron anerkannt.

13 Jahre K rieg m it den daraus folgenden Zerstörungen und U nm ensch­
lichkeiten, nur aus G ründen fürstlicher und staatlicher M achtentfaltung! 
D er Spanische Erbfolgekrieg  ist typisch für das Zeitalter des A bsolutism us.

Ä hnlichen C harakter haben die „österreichischen Erbfolge­
krieg  e die gem einhin als die drei Schlesischen K riege bekannt sind.

K aiser K arl V I. —  ohne m ännlichen Erben —  w ar bestrebt, den  
Thron seiner ältesten Tochter M aria Theresia (1717— 1780) durch die 
V erkündigung der „Pragm atischen Sanktion“ zu sichern. Er. verwendete  
die ganze politische K raft Ö sterreichs darauf, durch m annigfache Zuge­
ständnisse und G eldzuw endungen, von den europäischen Fürsten die A n­
erkennung  der „Pragm atischen Sanktion“ zu erw irken. M it w enigen A us­
nahm en (B ayern, Pfalz und N iedersachsen) w ird schließlich die „Prag­
m atische Sanktion“ anerkannt. A ls aber K arl V I. 1740 stirbt, erweisen
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sich die A nerkennungsverträge als w ertlose Fetzen Papier und die ande- 
D ynastien sind sofort auf dem  Plan, auf K osten der verm eintlich  

schw achen Frau auf dem  österreichischen Thron, auch einen H appen von  
dem  fetten habsburgischen Erbe zu erschnappen.

D er erste, der aufgrund eines Testam entes Ferdinands I. von 1547 Erb­
ansprüche erhebt, ist K arl A lbert von B ayern (der die „Pragm atische 
Sanktion“ allerdings nicht anerkannt hatte), unterstützt von Frankreich, 
das seinerseits auch Philipp V . von Spanien und A ugust II. von Sachsen- 
Polen veranlaßt, ebenfalls Forderungen anzum elden.

Friedrichll.vonPreußen, der ebenfalls 1740 den Thron besteigt, 
kom m t aber allen zuvor und  m arschiert im  D ezem ber 1740 in Schlesien  ein. 
W ie die anderen Fürsten läßt auch er die „Legitim ität“ seiner A nsprüche  
an das H absburgische Erbe, näm lich Schlesien, aus alten H eiratstraktaten  
juristisch beweisen. D ann bietet er Ö sterreich an, gegen die A btretung' 
Schlesiens für Ö sterreich zu käm pfen. A uf die A blehnung dieses A ngebots 
eröffnet Friedrich II. den  K rieg, der durch vielerlei W echselfälle hindurch  
—  m it U nterbrechungen —  bis 1763 dauerte. D urch das schlagfertige V or­
gehen Friedrichs II. sehen sich die anderen „Erbanw ärter“ —  m it A us­
nahm e Englands, dem  es nur auf das europäische „balancem ent of pow er“, 
das G leichgew icht der K räfte  ’ankam  —  auf die Seite gedrängt und es bil­
dete sich die große K oalition gegen Preußen, gegen die sich Fried­
rich  II. nur durch überm enschliche A nstrengungen und heldenhaftes 
D urchhalten behauptete, w as ihm  den B einam en „der G roße“ eintrug.

D ie jew eils in einer geschichtlichen Periode üblichen politischen, zum B eispiel 
m acht-politischen M axim en sollten nicht in erster Linie m oralisch gew ertet w er­
den, denn die Entscheidungen für die m it einer gew issen Zw angsläufigkeit abrol­
lenden —  m eist katastrophalen — politischen G eschehnisse sind schon vorher —  
und zw ar auf der Erkenntnisebene, im  B ereich der Justitia generalis“ der „allge­
m einen G erechtigkeit“ (Thom as von A quino) getroffen w orden. D ie ausführenden  
Politiker und M ilitärs sind nur noch Instrum ente der durch die Philosophen längst 
zitierten „G eister". —  Friedrich darf um  so w eniger seine politische H altung ange­
kreidet w erden, die ganz und gar im  R ahm en der dam aligen „Politik“ lag. Er w ar, 
w ie bekannt, eine philosophische und „m usische“ N atur und ist vom Schicksal zu  
seiner problem atischen historischen R olle genötigt w orden. Er m uß deshalb zu den  
tragischen G estalten der G eschichte gerechnet w erden. —

W ie beim  D reißigjährigen K rieg sollen die vielen m ilitärischen W echsel­
fälle, an denen der „dritte“ Schlesische —  der Siebenjährige —  K rieg so  
reich w ar, nicht in ihrem  V erlauf geschildert, sondern nur in einem  kur­
zen Ü berblick erw ähnt w erden:

A m  10. IV . 1741 siegt G raf Schwerin bei M ollw itz U ber die Ö sterreicher. 
Friedrichll. verbündet sich m it Frankreich, B ayern und Sachsen gegen Ö ster­
reich.

1742: Friedrich II. siegt bei C hotusitz über die Ö sterreicher, im  Frieden  
von  Prag  tritt Ö sterreich Schlesien und die G rafschaft G latz an Preußen ab.
1743 besiegen die Ö sterreicher die Franzosen bei D ettingen am M ain; M aria  
Theresia festigt dadurch ihre Position.

1744: D adurch um  seine Eroberungen besorgt, verbündet sich Friedrichll. er­
neut m it Frankreich  und m arschiert im  D ezem ber erneut in B öhm en ein. (Zw ei- - 
ter Schlesischer K rieg)

1745: Ein österreichisch-sächsisches H eer m arschiert in Schlesien ein und w ird am  
4. V I. in der Schlacht bei H ohenfriedberg  von Friedrichll. geschlagen. GFEDCBA
Feldm arscha ll Leopold von D essau schlägt die Sachsen bei Kes-  
selsdorf.

Im  Frieden  
bestätigt.

ren

von D resden w ird Friedrich erneut der B esitz von Schlesien
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1747; Ö sterreich schließt m it R ußland ein gegen Preußen gerichtetes B ündnis.

1756: Frankreich tritt dem  österreichisch-russischen  B ündnis ge­
gen Preußen  bei, w elches sich seinerseits m it England und Schw eden verbün­
det.

U nter dieser politischen  K onstellation  eröffnet Friedrich  II. den  drittenSchle-  
sischen  K rieg  durch einen raschen Ü berfall auf Sachsen.

A m  l. X . 1756 siegt Friedrich II. bei Lobositz. D as sächsische H eer w ird 
dem  preußischen einverleibt.

1757 beschließt der R eichstag von R egensburg den R eichskrieg gegen  
Preußen, dem das englische H annover, H essen, B raunschw eig und Sachsen- 
G otha treu bleiben. D agegen geht Schw eden zu den Feinden Friedrichs II. über.

A m 6. V . 1757 schlägt Friedrich  II, die Ö sterreicher in der Schlacht bei 
Prag, w ird aber selbst am  18. V I. b  e  i K  o  1 i n besiegt.

A m 30. V II. 1757 w erden die Preußen von den R ussen bei G roßjägersdorf  
geschlagen.

A m  5. X I. 1757 siegt Friedrich II. über die Franzosen bei R oßbach  und  
am  5. X II. 1757 über die Ö sterreicher bei L  e  u  t h  e  n.

A m  6. V II. 1758: Sieg Friedrichs II. über die R ussen bei Zorndorf.

B ei H ochkirch  w ird Friedrich II. von den Ö sterreichern geschlagen.

A m 12. V III. 1759 w ird Friedrich II. erneut von den vereinigten Ö sterreichern und  
R ussen geschlagen.

1760 (15. V III.) siegt Friedrich II. w ieder über die Ö sterreicher bei L  i e  g  n  i t z und  
am  3. X I. 1760 sein H usarengeneral Ziethen bei Torgau.

1761 zieht sich England  infolge des Sturzes des auf Friedrich II. schw ö­
renden M inisterpräsidenten Pitt von Preußen zurück und  stellt die Zah­
lung der Subsidien ein, w odurch Friedrich II. erneut in die schwierigste  
Lage gerät. In dieser höchsten N ot greift am  5.1.1762 das Schicksal durch  
den Tod der Zarin  Elisabeth ein, deren N achfolger Peter III., ein V erehrer' 
Friedrichs II., seinen  Truppen  befiehlt, die Front zu w echseln und m it den  
Preußen gem einsam  gegen Ö sterreich zu käm pfen.

A m 15.2.1763 w ird der Frieden zu H ubertusberg geschlossen, 
der den status quo vor dem dritten Schlesischen, dem Siebenjährigen  
K rieg, w ieder herstellt, der, w ie schon gesagt, Friedrich II. vor der G e­
schichte das Prädikat D ER G R O SSE —  und im  V olksm und den N am en  
D ER  A LTE FR ITZ eingebracht hat. —

W ie die großen R eligionskriege des X VI. und X VII. Jahrhunderts, so er­
bringen die D ynastischen K riege des X V III., „die Erbfolgekriege“, trotz 
der großen A nstrengungen der streitenden Fürsten und der den V ölkern  
auferlegten ungeheuerlichen O pfer für den m enschheitlichen Fortschritt 
und für den Prozeß der G eschichte keine Ergebnisse, ja —  m an  
kann sagen —  die darin zum  A usdrude kom m enden B estrebungen w enden  
sich gegen  die G eschichte und sie scheitern geradezu an ihrer „Gegen­
läufigkeit“ gegen die Entw icklungsrichtung der G eschichte. (D as w erden  
auch die W irtschaftskriege des X X . Jahrhunderts noch deutlich zeigen.)

Im  H inblick auf die H öherentw icklung  der M enschheit —  die Entwicklung  
des M enschen zur Freiheit, w ie H egel sagt —  die das innerste G esetz 
der G eschichte ausm acht, m üssen aber die dynastischen K äm pfe der Für­
sten untereinander schon w egen des durch die ganze G eschichte sich hin­
ziehenden O st-W est-Gegensatzes als leichtfertig, ja als verw erflich er­
scheinen, denn sie bildeten für den kollektivistischen O sten —  zum  w ie­
vielten M ale — , im  X VI. und X VII. Jahrhundert durch die m oham m eda­
nischen  Türken  repräsentiert, den w illkom m enen A nlaß, den V ersuch, das 
A bendland zu unterw erfen. N ur der großartigen G estalt und dem  Feld-
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herrngenie des Prinzen Eugen von Savoyen, ist die R ettung  
Europas von der Türkengefahr zu danken. D ie Türkenkriege haben  
deshalb w ie die V erteidigung Europas gegen die in der G eschichte im m er 
w ieder sich w iederholenden A ngriffe kollektivistischer V ölker A siens 
(Perser, H unnen, A raber, U ngarn, M ongolen) eine tiefnotw endige  geschicht­
liche B edeutung und m üssen anders beurteilt w erden, als die innereuro- 

'paischen R eligions-, M acht- und W irtschaftskriege des X VI. bis X X . Jahr­
hunderts.

D ie hauptsächlichsten Schlachten der Türkenkriege:

N achdem  die Türken  1453 K onstantinopel  erobert hatten, w elches von  Europa  
zu dessen Schm ach und Schande im  Stiche gelassen w orden w ar, schoben sie sich 
in Etappen über die B alkanhalbinsel gegen Europa vor.

1541 erobern sie U ngarn  und w erden

1562 durch K aiser Ferdinand  I. im  B esitz dieses Landes bestätigt.

1664 bricht erneut der Türkenkrieg aus und der kaiserliche Feldherr M onte-, 
c  u  c c  o  1 i besiegt die Türken bei St. G otthard an der R aab in Sieben­
bürgen.
1683 dringen die Türken w ieder vor und belagern W ien, w elches durch R üdi­

ger von Starhem berg tapfer verteidigt w ird. Sie w erden durch ein K oa­
litionsherr unter K arl V . von Lothringen, Johann G eorg von  
Sachsen  und Johann  III. Sobiesky von Polen in der Schlacht 
am  K ahlenberg besiegt.

1690 erobern die Türken B elgrad  zurück.
1697 schlägt Prinz Eugen  die Türken und vertreibt sie aus U ngarn, Siebenbür­
gen, K roatien und Slavonien.

1716: Prinz Eugen schlägt die Türken bei Peterw ardein  und  
1717 bei B elgrad.
Im Frieden von B elgrad erhalten'die Türken B elgrad w ieder zurück, 
G riechenland bleibt noch bis 1830 unter türkischer H errschaft.

• * *

DIE AERA DER REVOLUTIONEN

Friedrich der G roße w ar —  so w ie der Sohn und N achfolger sei­
ner habsburgischen G egenspielerin M aria Theresia, Josef II. (1741 bis 
1790) —  ein „aufgeklärter“ Fürst, der im  G egensatz zum  D urchschnitt der 
absoluten Fürsten auf alle m ystische V erbräm ung seiner M acht verzich­
tete und rein aus dem  V erstand zu leben bestrebt w ar. M ichael 
Freund („Deutsche G eschichte“ G ütersloh 1960) schreibt von ihm :

„Friedrich  w ar der A nsicht, daß m an es verstehen  m üsse (seine Phantasie, 
seine Leidenschaften und N eigungen zu zügeln). D ie Staatseinkünfte ge­
hörten nicht dem  H errscher, sondern seien für das W ohl des V olkes da. 
ein Straßenräuber als ein H errscher. G eld sei das reine B lut der V ölker 
und m üsse in Ehren gehalten w erden.“

Jeder Fürst, der dieses Einkom m en in Lustbarkeiten vergeude, sei m ehr 
D iese beiden, von m oralischem  W illen erfüllten Fürsten bildeten m it w e­
nigen anderen, w ie zum  B eispiel K arl A ugust von W eim ar (1757 
bis 1828), dem  M äzen G oethes und Schillers, A usnahm en unter den abso- ■H 
luten Fürsten. A uf das G ros trifft aber gerade das zu, w as Friedrich der 
G roße verpönt: Sie vergeuden das B lut ihrer V ölker, sow ohl 
im  bildlichen Sinne als G eld als auch im  w örtlichen Sinne durch unsin­
nige K riege.

D urch N achahm ung des am  H of von V ersailles seit Ludw ig X IV . kulti­
vierten Lebensstils, d. h. durch die prunkvollen Schlösser des B arock
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und R okkoko (Schloß W ilhelm shöhe bei K assel, der Zw inger in D res­
den, M onrepos in Ludwigsburg, Solitude in Stuttgart, Sanssouci in Pots­
dam ), durch kostspielige Liaisons und das Frönen der Jagdleidenschaft, 
vergeuden diese Fürsten die Steuereinnahm en und ruinieren ihre Länder 
finanziell. Einige verkaufen ihre U ntertanen als Soldaten —  w ie der 
Landgraf Friedrich  II. von H essen-K assel —  an die Eng­
länder zum  K am pf gegen deren K olonien im  A m erikanischen U nabhän­
gigkeitskrieg (1775— 1783).

Typisch für die ganze Periode des Fürstenabsolutism us. ist aber 
Frankreich unter den B ourbonen s

Ludw ig X IV . (Le roi soleil —  D er Sonnenkönig)

—  1643— 1715 —

Ludw ig X V . —  1723— 1774 —

Ludw ig X V I. —  1775— 1793 —
w elches durch m annigfache K orruption, M ißw irtschaft und D espotism us 
schnurstracks auf die R evolution hinsteuert.

D ie m it dem  B ruder Ludwig X IV., dem  H erzog von O rleans verheiratete  
deutsche Prinzessin Lieselotte von der Pfalz (1652— 1722) hat 
in ihren B riefen an ihre deutschen  V erw andten und Freunde eine drasti­
sche und urw üchsige K ulturgeschichte des französischen H ofes des X V II. 
und X V III. Jahrhunderts geliefert („B riefe der Lieselotte“).

G eistig und bew ußtseinsm äßig hatte sich die R evolution aber schon lange 
vorbereitet.

D urch das: A  u  s  l i e  fern d  e r K .o  n  f.e  s s  i on  en (A ugsburger: R eli­
gionsfrieden) („Fragen-der Freiheit“ Folge 41, Seite.48).an.die Territorial- 
Fürsten, ist das r e  1 igi.öse:L  ehe  n —  auch'in’Frankreich (A ufhebung, 
des Toleranzediktes von N antes durch Ludw ig  X IV. 1685, w elche bew irkt; 
daß etw a 150  000 C alvinisten aus Frankreich fliehen) —  stark gehem m t 
w orden, ja es verfiel nahezu in vollkom m ene Stagnation. .

D agegen konnte sich die auf den H um anism us zurückgehende junge  
W issenschaft — w ie w ir sahen („Fragen der Freiheit“ Folge 41, 
Seite 43/44) geradezu in diam etraler R ichtung zur R eligion —  vielfach  
durch die Fürsten gefördert —  langsam  w eiterentw ickeln. (Förderung des 
französischen Philosophen V oltaire <1694— 1778) durch Friedrich den  
G roßen  oder G oethes und  Schillers durch H erzog  K arl  A ugust von  W eim ar.) 
Zwar fehlte dieser W issenschaft („Fragen der Freiheit“ Folge 41, Seite 43) 
seit ihrer Entstehung und bis heute die Erkenntnistheorie und dam it die 
Erkenntnissicherheit —  aber ein gefühlsbetonter G laube an die M enschen­
natur verlieh ihr im  ganzen einen gew issen idealistischen Schw ung und  
ethischen  W illen. A uch m ögen sich ihr durch  unsichtbare K anäle alte kon­
krete Erkenntnisinhalte der griechisch-christlichen Logos-Philosophie  m it- • 
geteilt haben. G erade die

PER IO D E  D ER  A UFK LÄ R U NG

(denn um  ihre W irkung auf die G eschichte handelt es sich) ist ja die Zeit 
der geistigenG eheim bünde  (R osenkreuzer, Illum inaten, Freim au- 

| rer).

1 V on den drei großen Idealen der Französischen R e- 
Ivolution.
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FREIHEITkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA —  GLEICHHEIT —  BRÜDERLICHKEIT

lassen sich ja direkte V erbindungslinien zu der Sozial­
lehre der H ochscholastik  ziehen. Zum  B eispiel stehen die drei  

■ G erechtigkeiten des Thom as von A quino in geistiger In­
terdependenz zu diesen —  geradezu program m atischen —  B egriffen der 
Französischen R evolution:

D ie A LLG EM EIN E G ER ECH TIGK EIT (justitia generalis), die der Ein­
zel  m ensch der G em einschaft, dem  G anzen, schuldet, kann vom  M enschen  
nur aus innerer FR EIHEIT entw ickelt w erden und er bedarf dazu der 
äußeren  G ewissensfreiheit — 'der FR EIHEIT der K ultur.

D ie V ER TEILEN D E G ER ECH TIGK EIT (justitia distributiva), die das 
G anze, der Staat, jedem  Einzelnen schuldet, bedarf der gleichen  
B ehandlung A ller, also der V erw irklichung der G LEIC H H EIT.,

D ie TAU SC HG ER EC HTIG KEIT (justitia com m utativa) ist die V orausset­
zung der G egenseitigkeit, w as dasselbe ist w ie B R Ü DER LIC H ­
K EIT beim  Füreinanderarbeiten im  System der arbeitsteiligen W irt­
schaft, w o G eben und N ehm en sich die W aage halten m üssen.

A lso:

A llgem eine G erechtigkeit 
—  justitia generalis —

V erteilende G erechtigkeit
—  justitia ciistributiva —

Tauschgerechtigkeit
—  justitia com m utativa —

D ie R olle, die der H um anism us im  X V. und X V I. Jahrhun­
dert, '
spielt also die A ufklärung im  X VII. und X V III. Jahrhun­
dert
und die produktiven G eister der A ufklärung sind auch die geistigen  
V äter der Französischen R evolution und der allm ählichen 

B EFR EIU NG  D ES M EN SC H EN  V ON  D ER TY R AN N IS  
D ER  A B SOLU TEN  FÜ R STEN

FR EIHEIT

G LEIC H HEIT

• B R Ü DER LIC H KEIT

und auf w eite Sicht gesehen auch

B EFR EIU NG V O N D ER O M NIPO TENZ D ES STAA TES  

Ü B ER  D EN  M EN SC H EN  Ü B ER H AU PT
Zu den philosophischen B egründern der A ufklärung  
gehören:

B enedikt Spinoza —  1632— 1677 —
John Locke —  1632— 1704 —
G ottfried W ilhelm  Leibniz —  1646— 1716 —
C harles de M ontesquieu —  1689— 1755 —
V oltaire —  1694— 1778 —
D enis D iderot —  1713— 1784 —
Im m anuel K ant —  1724— 1804 —

D urch die klassisch-rom antische G eistesström ung — vor allem durch  
Lessing, Schiller und G oethe — (leider nicht auch durch die  
deutsche idealistische Philosophie, die durch Fichtes „G eschlossenen

i
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rkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

H andelstaat“ und H egels so m ißverständliche Staatslehre die jakobi- 
nistisch-totalstaatliche K om ponente der D em okratie geradezu theoretisch  
fundieren half. —  H egel konnte infolgedessen von den B olschewisten als 
ihr Staatsphilosoph  usurpiert w erden), hat D eutschland, ebenfalls aus der 
Q uelle der A ufklärung gespeist, zu der jungen freiheitlichen Ström ung  
beigetragen. Es sei hier nur an Schillers Idee vom Sozialen  
K unstw erk  in den B riefen über die „Ä sthetische Erziehung des M en­
schen“ und an W ilhelm von H um boldts Jugendschrift „Ü ber die  
G renzen der W irksam keit des Staates“ erinnert. A ber auch G oethes  
„M ärchen von der grünen Schlange und der schönen Lilie“ darf hier nicht 
unerw ähnt bleiben, das in  Sym bol-G estalt die Idee des freiheitlichen  
sozialen O rganism us in großer geistiger und künstlerischer V oll­
kom m enheit darbietet.

D as N iveau dieser Schöpfungen w ar aber ein so hohes, daß sie nicht bis 
zur Ebene des K onkretisierbaren  herunterreichten  und  m an  m uß  bedauern, 
daß diese G eister keine V erbindung suchten m it den V orkäm pfern  
der liberalen  B ew egung auf der politischen Ebene w ie M ontesquieu  
—  oder Turgot, Q uesney, John Stuart M ill u. a. m ., von w elchen in  diesem  
Zusam m enhang  später noch gesprochen w erden m uß.

Zu den V orläufern der R evolution m üssen auch die beiden aufgeklärten  
H errscher Friedrich  II. von  Preußen  und K aiser Joseph  II. 
gezählt w erden, die durch ihr aufgeklärtes D enken m it zu den V ätern der 
Französischen R evolution gehören und durch in ihren Ländern durchge­
führte M aßnahm en R eform en der Französischen R evolution schon vor­
w eggenom m en haben. Im  G runde w urde von ihnen aber vorwiegend  
der V erw altungs- und Fürsorgestaat entwickelt, der der 
freiheitlichen Entwicklung noch sehr gefährlich  w erden w ird.

Es ist deshalb nötig, bei der B etrachtung der freiheitlichen Sozialordnung  
von vorneherein die Problem atik der revolutionär-dem o ­
kratischen Entw icklung  im  B ew ußtsein zu haben, die in der 
G egenw art die freiheitliche Sozialordnung so sehr 
gefährdet.

.D ie durch die A ufklärung w irkende, auf die Entwicklung des M enschen 
zur inneren und äußeren B efreiung hinzielende G eistesart hat also —  
w enn ihr auch die  Erkenntnistheorie und  dam it die w irkliche Sicherheit, —  
auch in ihrer Politik, fehlt —  ihre tiefsten W urzeln in der Logos-Erkennt­
nis der griechischen und christlichen Philosophie. Ihre zentrale und neue 
Entdeckung ist

D ER M EN SC H A LS SU B JEK T U N D PER SO N  
also als sich selbst bestim m endes, sich selbst gegenüber verantw ortliches 

ZUR FR EIH EIT B ER U FENES W ESEN —
U ND  D AR IN  B ESTEH T  D IE W Ü RD E D ES M EN SC HEN , 

die zu entw ickeln und zu schützen  der dem okratische Staat unternom m en  
hat. Es ist das V erdienst der A ufklärung  und der daraus geistig gespeisten  
politischen B ew egung, des vielgeschm ähten

LIB ER ALISM U S,

daß die M enschenw ürde w ieder zur G eltung gebracht w orden ist. U nd  
dies ist die im pulsierende K raft, die durch die liberalistische Ström ung, 
w ie sie von der Französischen R evolution ausgegangen ist, schließlich die 
B efreiung des M enschen von der A llm acht des Staates —  zuerst des ab­
soluten Fürstenstaates, —
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schließlich aber auch des Staates als Eigenm acht überhaupt —  
eingeleitet hat.

Der Französischen R evolution sind eine R eihe von

D OK UM ENTA TION EN  D ES  FR EIH EITSW ILLEN S  

der m enschlichen Persönlichkeit vorausgegangen, w ie in England  
die M agna C harta libertatum  (1215) 
die Petition of R ight (1628) 
die B ill of R ights (1689).

A ber erst in den am erikanischen V erfassungen ist es zu  
deutlichen Form ulierungen der G rundrechte gekom ­
m en, w ie zum  B eispiel im  A rt. 1 der V erfassung von M assachu­
setts (1780) w o  .

„NA TÜR LIC H E, U N A BD ING B A R E U N D U NV ER ÄU SSER LIC H E

R ECH TE “GFEDCBA

genann t w erden. Ä hnliche Form ulierungen erscheinen 1789 in der fran­
zösischen

ER KLÄR U NG  D ER  M EN SC H EN - U ND  B Ü R G ER R EC H TE, 
um  von dort aus ihren Siegeszug in die G rundrechts-K ataloge  
vieler dem okratischer Länder anzutreten.

D ie Französische R evolution w urde im  Jahre 1789 ausgelöst durch eine - 
von der allgem einen M ißw irtschaft verursachte Finanzkrise, w elcher der 
K önig ratlos gegenüberstand und zu deren Ü berw indung er zum 5. M ai 
die. R eichsstände’ (etats. g§neraux), zusam m engesetzt, aus G eistlichkeit,. 
A del, und B ürgertum , nach: Parisr zusam m enrief. A m 17. Juni w urde die  
N ationalversam m lung beschlossen, deren V ertreter- den:Schwur, leisteten, 
nicht w ieder-auseinanderzugehen, bevor sie Frankreich eine neue V erfas­
sung gegeben hätten. •

D iese anfänglich kleine revolutionäre Flam m e entfaltete sich rasch zu  
einem  Feuersturm , der über Frankreich und ganz Europa hinw egfegte,

. w obei Ström e von B lut vergossen w urden.

D as G erücht von einer G egenaktion des K önigs löst am  14. Juli (dem  heu­
tigen N ationalfeiertag Frankreichs) den Sturm des Popels auf die  
B astille —  ein berüchtigtes G efängnis —  aus und die Entw icklung  
entgleitet bald der Lenkung  durch die V ernunft und artet in den schlim m ­
sten Terror und in unsagbar©  G reuel aus.

Schließlich w erden (1793) auch noch der K önigLudw igXV I. und die  
K önigin M arie A ntoinette, eine Tochter M aria Theresias, ftin- 
gerichtet.

1794 errichtet R obespierre, einer der fanatischsten der R evolutionäre, 
die D  i k  t a t u  r, die in die Gesch ich te  a ls „Schreckensherrschaft“ eingeht. 
D urch die V erschw örung einiger B esonnener gelingt es, am  27. Juli 1794  
R obespierre zu stürzen. Er w ird ebenfalls hingerichtet. D am it ist zw ar 
die Schreckensherrschaft beendet, aber die R evolution hat ihren Schw ung, 
ihre eigentliche R ichtung —  näm lich die Errichtung einer m en­
schenw ürdigen O rdnung, einer O rdnung der Freiheit, ver­
loren.

W ie w ar das m öglich?
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jedoch nur in den G enuß sehr w eniger Freiheits­
rechte gelangen, um  die in der R evolution gekäm pft 
und viel B lut vergossen w orden ist.

A uf V eranlassung von K aiser A lexander von R ußland  schlie­
ßen sich die Fürsten zur „HeiligenA lIianz“ (1815) zur B ekäm pfung  
der revolutionären Tendenzen zusam m en. D ie dam it einsetzende reaktio­
näre R estauration erstickt m it den jakobinistischen K räften auch  
die —  verhängnisvollerw eise — dam it verm ischten liberalen K eim e  
w irklicher persönlicher Freiheit.

Trotzdem  ist die revolutionäre K raft noch nicht ganz erlahm t —  und w ie 
von einem  V ulkanausbruch noch w eitere Erdbebenstöße ausgehen, so fol­
gen noch hundert Jahre lang  revolutionäre W ellen bis —  sehr verspätet —  
1918 auch in D eutschland und Ö sterreich die D em o­
kratie eingeführt sein w ird.

D ie idealistische freiheitliche Jugend schließt sich in B urschenschaften  
zusam m en, die im  O ktober 1815 beim  W artburgfest liberale R efor­
m en fordern, die sie nach der A bschüttelung des napoleonischen Joches  
glaubten erhoffen zu dürfen. —  A uf A ntrag von M etternich  w erden  
die B urschenschaften aber 1819 aufgelöst —  der D ichter des 
B efreiungskrieges Ernst M oritz A rndt verliert seine Professur und  
Turnvater Jahn  kom m t in Festungshaft.

D ie „Heilige A llianz“ schreitet in zahlreichen Ländern  w ie Sar­
dinien und Spanien gegen die liberalen B estrebungen ein  
und stellt unter grausam en U nterdrückungen die absolute Fürstengew alt 
w ieder her. Selbst die islam itische Türkei w ird  bei der U nterdrückung des 
griechischen B efreiungskam pfes unterstützt —  eine der zahlreichen Sün­
den Europas gegen den G eist der G eschichte. —

D urch die „Juli-R evolution“ (27.-29. V II. 1830) in Frankreich dankt 
K arl X ., der auf Ludw ig X VIII. gefolgt w ar, zugunsten des B ürgerkönigs  
Louis Philippe  ab.

A uch in D eutschland regt sich die liberale B ew egung w ieder. A m  27. V . 
1832 findet das H am bacher Fest der süddeutschen D em okraten statt, 
w as zahlreiche V erhaftungen zur Folge hat. —  In Frankfurt erfolgte 1833  
ein A ufstandsversuch.

1846 stellt der D eutsche G erm anisten  tag in Frankfurt w eitge­
hende dem okratische Forderungen.

D a bricht am  22. II. 1848 in Paris die zweite R evolution aus 
und die „zweite R epublik“ w ird ausgerufen. D ie R evolution pflanzt sich  
auf die deutschen  Länder, besonders Preußen und Ö sterreich, fort.
A m 18. V . 1848 w ird unter dem Präsidium  H einrichs von G a­
ge  r  n in der

PA U LSK IRC H E IN  FR A N K FUR T

die D eutsche N ationalversam m lung eröffnet, w elche die 
Elite des geistigen D eutschland vereinigt und die G R U ND R EC H TE D ES  
D EUTSC H EN  V OLKES verkündet.

A m  6. X . 1848 bricht in W ien die O ktoberrevolution  aus und der 
Pöpel errichtet eine Schreckensherrschaft.

A m 31. X . 1848 w ird der A ufstand durch Fürst W indischgräz  
niedergeschlagen.
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Ebenso entw affnet der G eneral W rangel am  27. X I. 1848 in B erlin  
die B ürgerschaft.

In Frankreich w ird Louis N apoleon, ein N effe N apoleons I., zum  
Präsidenten gew ählt. Es w iederholt sich das schon traditionelle Spiel: D ie 
.... fänglich liberale D em okratie w ird zur „totalen “ 
D em okratie und schließlich zur D iktatur und Pseudo- 
Theokratie.

A m  2. X II. 1852 erklärt sich Louis N apoleon als N apoleon III. zum  K aiser 
der Franzosen und findet rasch die A nerkennung der europäischen Für­
sten. —

Im  Juli 1849 übersiedelt der R est der N ationalversam m lung  
der Paulskirche als R um pfparlam ent nach Stuttgart, w o es am  
18. Juni auseinandergetrieben  w ird, nachdem  Prinz W ilhelm  von  
Preußen, der spätere K aiser W ilhelm  I. den republikanischen  
A ufstand in B aden niedergew orfen hatte.

Dam it endigt auch fürs erste die aus idealistischem deutschem G eist 
geborene liberale B ewegung.

D urch die dem okratische R evolution veranlaßt, billig ten die m eisten deut­
schen Fürsten ihren V ölkern gewisse R echte zu, indem  sie V erfassungen  
bew illigten, die aber w eit davon  entfernt w aren, w irkliche rechtliche Frei­
heit zu gewährleisten.

D as W esen des GFEDCBAKaisertum s is t die U niversalität, die poli­
tische Fortsetzung des röm ischen R eiches (deutscher N ation). D a zu Ö ster­
reich als K aisertum  nun auch Frankreich durch K aiser N apoleon III. hin­
zugekom m en ist, die beide das Erbe des H eiligen R öm ischen R eiches 
antreten m öchten, ist Preußen in B ezug auf die Führung in Europa ins 
H intertreffen geraten und bem üht sich unter seinem  K anzler

O TTO  V O N  B ISM A RC K (1815— 1898) 

die beiden erw ähnten G roßm ächte auszustechen. Ü ber das politische 
Schicksal der Herzog tüm er Sch lesw ig und H olstein kom m t es zur Span­
nung zwischen Ö sterreich und Preußen, w elche B ism arck dazu benutzt, 
Ö sterreich aus dem K am pf um die M acht in Europa auszuschalten. Es 
kom m t zum „B ruderkrieg“, der durch die Schlacht bei K öniggrätz am  
3. V II. 1866 zugunsten Preußens entschieden w ird. Ö sterreich scheidet 
—  tragischerweise —  aus dem  deutschen B und aus und gilt seither nicht 
m ehr als zu D eutschland gehörig.

D ie A useinandersetzung zwischen den verbleibenden K onkurrenten Preu­
ßen und Frankreich erfolgt vier Jahre später 1870/71. D er A nlaß bietet 
sich durch einen Thronfolgefall in Spanien, so daß m an den D eutsch-  
Französischen K rieg 1870/71 als den letzten der dynasti­
schen K riege ansehen kann.

D ie Spanier hatten ihr K önigshaus B ourbon gestürzt und boten dem  
Prinzen Leopold aus dem  H ause H ohenzollern die K rone an. D a 
Frankreich die hohenzollern’sche „Einkreisung“, eingedenk der habsbur­
gischen unter K arl V . fürchtet, m acht Frankreich Schwierigkeiten und  
Prinz  Leopold lehnt ab. N apoleon  III. läßt von  K önig  W ilhelm , der gerade in  
B ad Em s zur K ur w eilt, durch seinen B otschafter B enedetti noch w eitere 
G arantieforderungen stellen, die W ilhelm ablehnt. D urch die bekannte  
„Em ser D epesche“ inform iert der K önig B ism arck über die V orgänge. 
D urch die „gekürzte“ Form , in der B ism arck die „Em ser D epesche“ ver­
öffentlicht, fühlt N apoleon sich brüskiert und glaubt, die V erhandlungen

a  n
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abbrechen zu  m üssen und  sich,zur K riegserklärung  an  Preußen  gezw ungen  
zu  .sehen, die am  19. V II. 1870 erfolgt. Für die anderen  deutschen Staaten  
(Ö sterreich w ar ausgeschieden) w ar der B ündnisfall gegeben. D ie preu­
ßisch-deutsche A rm ee ist der französischen doppelt überlegen; Frankreich  
w ird besiegt (Sedan 1. IX . 1870) und am 18. Januar 1871 w ird im  Schloß  
zu  V ersailles durch  die deutschen Fürsten  K önig W ilhelm  von Preußen als 
K aiser W ilhelm  I. die K aiserw ürde übertragen.

D as K leindeutsche K aiserreich der H ohenzollern, ge­
schaffen  von B ism arck durch.„B lut und  Eisen“, tritt die N achfolge  
des französischen  K aisertum s  N apoleons III. und  seiner H ege­
m onie in Europa an.

D am it schließt das Zeitalter des F  ür  stenabsolutis- 
m .us und der revolutionären dem okratischen B ew egung ab; (D ie 1917.in  
R ußland und 1918 in D eutschland  und Ö sterreich verspätet ausbrechenden  
R evolutionen sind eigentlich keine echten R evolutionen.. Sie w ären, von  

, innen her, schw erlich durchgedrungen, w enn sie die kriegerische N ieder- 
. . läge nicht von außen  her begünstigt hätte.

U nter dem D ruck der revolutionären dem okrati­
schen B ewegung haben die Fürsten ihren V ölkern w iderw illig V  e  r 7 
fassungen zu  gestanden, die aber die G rundrechte der 
freien Persönlichkeit nur sehr m angelhaft gew ähr­
leisten.

W ie die G LAU B ENS- U N D G EW ISSEN SFR EIH EIT, das heißt 

D IE IN NER E FR EIH EIT

nach B eendigung der R eligionskäm pfe am  Ende des X VII. Jahrhunderts 
nur in A nfä.ngen  verwirklicht w ar,

ebensow enig  nach B eendigung der V erfassungskäm pfe am  Ende des 
IX X. Jahrhunderts D IE FR EIHEIT D ER PER SÖN LIC H K EIT und

D IE G LEICH HEIT D ES B Ü R GER S' 

gegenüber dem  Staat und  den privilegierten  Ständen.

W as an bürgerlichen Freiheiten gew onnen w orden ist, w urde zudem  sehr 
eingeschränkt, ja aufgehoben  —  w ie die Fortsetzung  dieser G em einschafts­
kunde zeigen w ird —  w eil nicht auch zugleich  die

W IR TSC H A FTLIC HE B EFR EIUN G

von m aterieller N ot, das heißt von der A usbeutung durch w irtschaftliche 
M achtpositionen —  M onopole' —  vorab das G eld- und B odenm onopol —  
verw irklicht w erden konnte. Es entsteht das Proletariat und seine

FO R D ER U N G N AC H B EFR EIU NG V ON W IRTSC H AFTLIC HER  

N OT U N D A R M U T.

'D IE SO ZIA LE.FR A GE  
So m ündeten die K am p  Le. um  die

G EISTIG-K ULTUR ELLE B EFR EIUN G

des M enschen in die
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R ECH TLIC H  PO LITISC H E U N TER DR Ü C KU N G

des M enschen durch den Staat der absoluten Fürsten des X V III. Jahr­

hunderts

und so m ündeten die K äm pfe  um  die

B EFR EIUN G  D ES B Ü R G ER S

vom  om nipotenten Staat in die

W IR TSC H A FTLIC H E A U SBEU TU N G  

der M enschen durch die M ächte der W irtschaft: G ELD und B O D EN .

* * *

Them a der nächsten Fortsetzung: D as Zeitalter des K apitalism us und seiner Ü ber­
w indung (X X . Jahrhundert).

Übersicht fiber die in „Fragen der Freiheit“ 

seither behandelten Themen:

D ie kursivgedruckten Them en behandeln schulrechtliche Problem e.GFEDCBA

D ie  K risis  des Erziehungsw esens  - Freiheit der Kultur  —  eine  dringendeFolge 1:
(vergriffen) Forderung der G epentoart - Gedanken zur fre ien Erwachsenenb il- 

b ildung

Schu le und S taa t • D ie Schule a ls Politikum  - „D ie S te llung der B il-Folge 2:
(vergriffen) dung in der neuen Sozia lstruktur

U ngeh inderter Zugang fü r a lle zu den B ildungsgü tern - B ew ußtseins­
stufen des M enschen

A n der Schw elle des A tom zeitalters - Erlaubt die dem okratische Staats- 
form die Lösung sozialer Fragen - U ber die System gerechtigkeit zw i­
schen K ultur, Staat und W irtschaft in der D em okratie; „Forderungen  
an  unser B ildungssystem “ - A n die sich verantw ortlich Fühlenden  
S taa tliche oder fre ie Erziehung - D enkm ethode und Sozialpolitik

„D ie w ürde des M enschen ist unan tastbar ..." - Ü ber Notwend igkeit 
und Möglichkeit einer fre ien Erziehung - Erste A rbeitstagung eines 
Sozialpolitischen Sem inars

Freiheit —  Illusion oder W irklichkeit - D ie funktionalen Zusam m en­
hänge in der sozialen G esam tordnung - D ie neue W eltm acht

Folge 3:

Folge 4;

Folge  5: 
Folge  6:

Folge 7:

Folge 8: G rundgesetz und Schulrecht « A percus zur Entstehungsgesch ich te des 
Art. 7 des G rundgesetzes - M öglichkeiten einer evolutionären U m ge­
staltung unserer Sozialordm m g - Freiheit, G leichheit, B rüderlichkeit - 
B ericht über das zw eite Sozialpolitische Jugendsem inar - „Freiheit, 
B indung und O rgan isa tion im  D eutschen B tldungsw esen“ - B rief aus 
U SA

Tendenzen und Problem e der gegenw ärtigen G eschichtsperiode - D ie 
freie W elt ln der Sackgasse? G edanken zum  kalten K rieg A lexis de 
Tocqueville —  Zu seinem  100. Todestag (16. A pril 1859) - B rief aus U SA

D ie Veran tw ortung der Sozio log ie: I. Das Prob lem  - II. Freiheitliche  
O rdnung oder Massengesellschaft? - III. D ie O rdnung der Herrscha fts- 
lo sigkeit - IV . D os B ildungsw esen ln der fre iheitlichen Gesam tordnung . 
- Pierre Joseph Proudhon —  Zu seinem  150. G eburtsjahr

Folge  9:

Folge 10:
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D er reinen Idee der M enschenw ürde und Freiheit, die, w ie w ir sahen, den  
Im puls und den zentralen C harakter der liberalen B ew egung ausm acht, 
hat sich von A nfang an, w ie eine A rt „Erbsünde“, ein w esensfrem des und  
störendes Elem ent beigem engt, w elches die D em okratie in ihrer G eschichte 
im m er w ieder überlagern, verdunkeln, ja zerstören und sie in den tota­
len Staat, in die „totale D em okratie“ U m schlägen läßt und die von  
ihren V erfechtern heute „V olksdem okratie“ genannt w ird.

U nter dem  gleichen N am en
D EM O KR A TIE

w erden heute zwei diam etral verschiedene Staatsform en verstanden:

D ER LIB ER A LE STA A T, dessen W esen es ist, der Einzelpersönlichkeit 
den ihr gem äßen Freiheitsraum  zu schaffen und zu gewährleisten,

D ER  TOTALE  STA AT, der sich identifiziert m it der G esellschaft schlecht­
hin; d. h. der generell alle Funktionen des sozialen (und des einzel­
m enschlichen) Lebens reglem entiert und kontrolliert.

In diesem  G egensatz

LIB ER A LER  STAA T

begegnet uns, transponiert auf die staatsrechtliche Ebene, der geistes- 
geschichtlicheG egensatz  w ieder, den w ir in der m ittelalterlich-  
christlichen Philosophie als den G egensatz  

R EA LISM US

kennengelernt haben. Für den  R ealism us  ist der M ensch das sich selbst 
gestaltende, sich selbst bestim m ende W esen —  und sein G enius ist real 
und  seiend. —  Ihm  entspricht der liberale  Staat, der dem  M enschen  
geistig, seelisch und  körperlich die harm onische Entfaltung  seines W esens,

D IE FR EIH EIT  V ER B Ü R G T.

Für den N om inalism us haben die „universalia“, die Ideen und B e­
griffe und auch der M ensch als Person kein  reales geistiges W esen. Sein  
„Geist“ ist nur eine Sum m e physiologischer Funktionen elektrom agneti­
scher A rthervorgerufenaus, durch die körperlichen Sinne verm ittelten  
„Inform ationen“, D er einzelne M ensch ist dem gem äß  „Exem plar“  des Typs 
„hom o sapiens“ und  existiert nicht individuell, sondern reagiert „typisch“. 
D ie auf ihn zugeschnittene Sozialordnung sieht deshalb nur Institutionen  
für norm atives V erhalten und keinen R aum  für individuelle Entfaltung, 
also keine Freiheit vor. D ie „totale D em okratie“, identisch m it 
dem „totalen Staat“, ist also die absolute K onsequenz der no-  
m inalistischen W eltanschauung auf der staatsrecht­
lichen Ebene.

D er liberale Staat dagegen bildet und gew ährleistet dem M enschen im  
sozialen Leben den Freiheitsraum . N ur im  Sinne des R ealism us seiende 
W esen können aber frei sein. D er liberale Staat entspricht deshalb als 
Staatsform dem R ealism us, so w ie der totale Staat dem N om inalism us 
entspricht.

In der G eschichte der D em okratie w aren diese beiden Prinzipien, die auf 
die freie Persönlichkeit abzielende freiheitliche O rdnung des

LIB ER ALISM U S
und  der den M enschen als einheitlichen M assentyp anschauenden und be­
handelnde

TO TA LER STA AT

N O M INA LISM US
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K OLLEK TIV ISM U S

seither im m er heillos m iteinander verm engt (wobei in den w estlichen  
Ländern m eist die liberale —  und in den  /östlichen  die kollek­
tivistische K om ponente überwog).

‘D er allgem eine Trend ging dann im m er von der anfänglich m ehr liberalen  
Form , m it der die  - dem okratische Entwicklung jew eils einsetzte, zum  
„totalen“ Staat hin —  und an einem  bestim m ten Punkt kippte der Staat 
jew eils in  die unverhüllte D iktatur oder —  w ie m an  in  der A ntike sagte — , 
in die Tyrannis hinüber. D iese Entwicklung trat in der G eschichte seither 
so unbedingt und allgem ein auf, daß m an in ihr fast ein G esetz erblicken  
könnte (w as, w ie gezeigt w erden soll, jedoch —  w ie w ir m it Erleichterung  
feststellen  —  nicht stim m t). Einige tragische B eispiele dafür werden uns in  
dieser G em einschaftskunde noch begegnen.

. W ie ist diese kollektivistische K om ponente, oder dieser für 
die D em okratie im m er und unbedingt tötlich w irkende Infekt, in die  
ihrem  W esen nach liberale dem okratiische Ström ung hin­
eingelangt?  —
U nter den V ätern der Französischen R evolution, d. h. unter den V ertre­
tern der A ufklärung befanden sich zahlreiche geistige N achfahren der 
„N om inalisten“:

Francis B acon —  1561-1626 —
La M ettrie —  1709-1751 —  (l’hom m e m achine!)
Th. R . M althus —  1766-1834 — !

um  nur einige zu nennen. Ihr soziologischer R epräsentant ist 

Jean Jacques R ousseau —  1712-1778 — .

Seine soziologisch-politischen B egriffe haben die Französische R evolution  
und die von ihr eingeleitete dem okratische Entw icklung ganz stark im  
kollektivistischen Sinne geprägt, w as zur Folge hatte, daß sehr bald der 
Terror die O berhand gewann. Ein solcher R ousseau ’scher B egriff ist der 
der „V olkssouveränität“.

A n die Stelle des einen fürstlichen Souveräns der absolutistischen Ä ra, 
tritt nun die diffuse, indifferente M asse des V olkes in der G estalt  
der M ehrheit. („W as ist M ehrheit? M ehrheit ist der U nsinn, V er-, 
stand ist stets bei w en’gen nur gew esen“ Schiller „Dem etrius“).

H ieraus folgt direkt ein zw eiter R ousseau’scher B egriff: die „volonte ge­
nerale“, der G em einw ille der M  e  h  r  he  i t,. der als solcher un­
fehlbar ist, w eil es für R ousseaus W eltanschauung ein anderes K riterium  

, als die A nerkennung durch die M ehrheit für die W ahrheit nicht gibt.'

D ie M ehrheit beschließt den „contract social“ (R ousseau) den G esell­
schaftsvertrag und die Freiheit des Einzelnen besteht darin, sich  
ihm  freiwillig ein- und unterzuordnen, der ja 1 als A usdruck des unfehl­
baren G em einw illens nach dieser A nschauung unbedingt richtig ist.

D as ist heute genau die Theorie der „V olksdem okratien“! 
So kann m an in R ousseau  den Inspirator der R adikalisten  
erblicken, die m an nach dem  Jakobiner-K loster, in dem sie tagten, auch  
J  a  ko  b  i n  er nennt —  und den V ater des m odernen Totali­
tarism us, der für die D em okratien im m er w ieder das Ende bedeutete  
und  noch bedeutet. i

* * *

D ie von der Französischen R evolution ausgegahgene dem okratische B e­
w egung entw ickelte sich dann auch nach dem oben schon konstatierten
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„G esetz“. D er zuerst auftretende D iktator R obespierre konnte noch durch  
die W achsam keit der vernünftigen G lieder der N ationalversam m lung  
bald (27. Juli 1794) beseitigt w erden.

Am  9. N ovem ber 1799 stürzt aber der erfolgreiche

R evolutionsgeneral N A POLEON  B O N A PA R TE  
der inzw ischen Italien für die R evolution erobert hatte, die D irektorial­
regierung, die sich  nach  m ancherlei W andlungen  aus der N ationalversam m ­
lung gebildet hatte und

setzt sich als 1. K onsul an die Spitze des Staates 
und errichtet eine absolute M ilitärdiktatur.

(D en analogen Prozeß beobachten w ir früher in R om  bei C äsar (100— 44 
v. C hr.) und später bei H itler (1933) in D eutschland, der den Plan der 
W iedererrichtung des R öm ischen R eiches hatte. Sein R egim ent bedeu­
tete den  erneuten  R ückfall in  die Pseudo-Theokratie, die aber in W ahrheit 
nichts ist, als der nackte totale Staat.

W ie später H itler  —  so  brachte  N apoleon  ganz  Europa unter seine  H errschaft 
—  und w ie jener scheiterte er an R ußland und den A ngelsachsen bzw. 
an. England.

D ie w ichtigsten D aten der N apoleonischen Ä ra:

A m 14. V I. 1800 siegt N apoleon bei M arengo  über die Ö sterreicher,
3. X II. 1800 siegt N apoleon bei H ohenlinden über die Ö sterreicher,
9. II. 1801: Im Frieden von Lun6ville w ird das linke R heinufer an Frankreich ab­
getreten.

1802: N apoleon läßt sich das K onsulat auf Lebenszeit übertragen.

K aiser Franz II. legt am  6. A ugust 1806 die K rone des H eiligen R öm ischen R eiches 
nieder und erhebt Ö sterreich zum  K aiserreich.

A m  2. D ezem ber 1804 krönt N apoleon sich selbst in der K athedrale N otre D am e de 
Paris zum  K aiser der Franzosen.

1805: N apoleon schlägt die Ö sterreicher bei U lm .

2. X II. 1805: „D reikaiserschlacht“ bei A usterlitz —  Franz II. von Ö sterreich, A lexan­
der I. von R ußland und N apoleon. Ö sterreicher und R ussen w erden geschlagen.

21. X . 1805: D er Englische A dm iral N elson vernichtet die französische Flotte in der 
Seeschlacht bei Trafalgar.

1806: Preußen erklärt N apoleon den K rieg —  w ird aber am 14. X . bei Jena und  
A uerstädt besiegt.

9. V II. 1807: Frieden von Tilsit zw ischen Preußen und N apoleon.

1809: Ö sterreich versucht die deutschen Länder erneut zum  B efreiungskam pf gegen  
N apoleon zusam m enzufassen, w ird aber am  5. und 6. V II. bei W agram  besiegt.

14. X . 1809: Frieden von Schönbrunn zw ischen Ö sterreich und N apoleon.

1812: N apoleon erklärt R ußland den K rieg, um  es zu zw ingen, sich an der B lokade 
Englands (K ontinentalsperre) w eiter zu beteiligen.

A m  17. V III. 1812 siegt N apoleon über die R ussen bei Sm olensk.

14. IX . 1812: Einzug N apoleons in M oskau, w elches von den R ussen in B rand ge­
steckt w ird. D er russische W inter, auf den N apoleon (w ie später H itler) nicht vor­
bereitet w ar, zw ingt die G roße A rm ee zum  R ückzug, die nach dem  verlustreichen  
Ü bergang über die B eresina sich aufiöst.

Infolge des U nterganges der napoleonischen A rm ee ist in den deutschen  
Ländern die nationale B egeisterung m ächtig em porgeflam m t D urch G ei­
ster w ie Fichte, Ernst M oritz A rndt, Theodor K örner, • 
Jahn  w ird die Jugend für die B efreiung  des V aterlandes von der Frem d­
herrschaft begeistert.

53



R EIC H SFR EIH ER R V OM  STEIN  führt viele von der Französischen R e­
volution geforderte R eform en im  Sinne

B Ü R G ER LIC H EN FR EIH EITSREC HTE

w ie zum  B eispiel die A ufhebung der bäuerlichen Leibeigenschaft, durch. 
D ie Juden erhalten alle bürgerlichen Freiheiten.

Preußen schließt sich den siegreichen russischen Truppen an (V ertrag 
von Tauroggen 30. X II. 1812) —  ebenso Ö sterreich am  12. V III. 1813.

A m  27. V III. siegt B lücher über die Franzosen  in der Schlacht an der K atzbach.
D ie verbündeten H eere (Preußen, Ö sterreicher, R ussen) schließen N apoleon ein und  
vernichten sein H eer ln der V ölkerschlacht bei Leipzig (16., 17., 18. und 19. x. 1813). 
30. X . 1813 siegt N apoleon noch einm al über die Ö sterreicher in der Schlacht bei 
H anau.
In der N eujahrsnacht 1813/1814 überschreitet B lücher den R hein bei K aub am  
R hein.

A m  27. H . 1814 siegen die V erbündeten über N apoleon bei B ar sur A ube.

A m  9. und 10. ill. 1814 bei Laon und am  20./21. III. bei A rcis sur A ube.

A m  31. III. 1814 ziehen die V erbündeten in Paris ein und der Senat erklärt auf V or­
schlag des französischen A ußenm inisters Talleyrand N apoleon für abgesetzt. 
N apoleon entsagt am  6. A pril der H errschaft, nachdem  ihm die V erbündeten die 
Insel Elba als Fürstentum  und den K aisertitel zugesagt haben.

D er B ruder des enthaupteten K önigs Ludwig  X VI. besteigt als

LUD W IG X VIII.

den Thron und schließt am  30. V . 1814 m it den V erbündeten  den ersten  
Frieden zu Paris, indem  diese auf jede Entschädigung verzichten  
und Frankreich auf die G renzen von 1792 beschränkt w ird.

Im Septem ber 1814 tritt unter Leitung M etternichs der W iener  
K ongreß zusam m en, bei dem Talleyrand, der A ußenm inister N apo­
leons, nun A ußenm inister des B ourbonen Ludwig X V III., die dank seiner GFEDCBA
Genia litä t führende Gesta lt w ird .

A m  1. III. 1815 landet N apoleon  zur Ü berraschung des W iener K ongresses in C annes 
und zieht am  20. III. w ieder in Paris ein, w o er noch 100 Tage herrscht .

D ie V erbündeten m üssen erneut ins Feld rücken und B lücher und W elling­
ton schlagen N apoleon am 18. V I. 1815 gem einsam  bei B elle A lliance und W ater­
loo endgültig. N apoleon begibt sich in die H ände der Engländer, die ihn auf B e­
schluß der V erbündeten als G efangenen auf die Insel St. H elena bringen, w o er 
1821 stirbt.

U nterdessen w urde am 8. V I. 1815 der W iener K ongreß beendet und am  
2. X I. der zweite Pariser Friede geschlossen, der einen zw anzig­
jährigen fast ununterbrochenen K riegszustand beendete. M an fühlt sich  
veranlaßt, ihn m it dem W estfälischen Frieden von 1648 in A nalogie zu  
sehen. W ie dieser die Ä ra der R eligionskriege im  W esentlichen m it dem  
status quo ante abschließt, so der W iener K ongreß die R evolutions- und  
die napoleonischen K riege. U nd w ie der W estfälische Friede das, w orum  
gekäm pft w orden ist —  näm lich die G laubensfreiheit —  durch die B estim ­
m ung „cujus regio religio“, der Fürst bestim m t die K onfession der U nter­
tanen, gerade nicht bringt, so gehen die verschiedenenLän-  
der so aus dem W iener K ongreß hervor, daß zw ar ihre 
vorrevolutionäre Fläche im  großen und ganzen w ieder hergestellt w ird  
(es findet nur eine A rt territorialer Flurbereinigung statt), die V ölker
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Folge IX : D ie funktionsfähige W ährung - D ie G oldw ährung 
des G eldes im  M ythos - B erichte über die dritte Tagung des Sem inars

In M em oriam

D er U rsprung

für freiheitliche O rdnung — GFEDCBASchu lrech tsd iskusston  
H ans B ernoulli

Friedrich Schiller — . Zu seinem  200. G eburtstag - D ie Problem atik des 
gegenwärtigen Schu l- und Erziehungsw esens - B ildungsp lan oder fre ie  
E rziehung?  —  D ie Schu lrechtsd iskussion

D ie G rundfragen der abendländischen Philosophie bei A ristoteles - 
F reiheit der E rziehung / F reiheit der K ultur - W as ist die äußere Frei­
heit des M enschen und w ie verw irklicht m an sie? - D em okratie und  
W irtschaftsordnung

G rundgesetz und Schu le - Schu lp flich t - D as E lternrech t und d ie F rei- 
(vergriffen) heit der L ehre —  D ie Schu lrech tsd iskussion

Folge  15:

Folge 12:

Folge 13:

Folge 14:

S taat —  W irtschaft —  Erziehung: D as W esen des Staates / D ie U rfor­
m en der W irtschaft / D as Z iel der E rziehung

G edanken zum  Tag der deutschen Einheit I960 - D em okratie und,So­
zialversicherung - D as Trinitätsgesetz im Lichte von G oethes M ärchen 
von der grünen Schlange und der schönen Lilie - Zum  75. G eburtstag  
von Prof. D r. A lexander R üstow , H eidelberg - G edanken aus Ö ster­
reich —  D ie Schu lrech tsd iskussion

D as System program m des deutschen Idealism us (Friedrich W ilhelm  
Joseph Schelling, Frühjahr 1796) —  D ie Freiheitsfrage, an die Leser

der „Fragen der Freiheit“ —  G oethes K unstanschauung —  Schu lrech ts-  
d iskussion —  N eue Schu lgesetzen tw ürfe in H essen

Folge 18/19: Stirnen —  D ie Idee des A bendlandes; vom H ellenentum zum G oethe­
anism us —  Sozialism us —  Schu lrechtsd iskussion

Individualität und Soziaterkenntnis —  D er G oetheanism us als Schlüssel 
zum V erständnis der sozialen Frage —  D as G esetz von Polarität und  
Steigerung, angew andt in der G em einschaftskunde

Folge  16:

Folge 17:

Folge 20:

Folge 21: Ü ber dieD er 6. M ärz 1961, G edanken zur A ufw ertungsdebatte 
G oetheanistische  Erkenntnism ethode —  In m em oriam  A lexander M eier- 
Lenior —  Elternrecht und staatliche Subventionierung der Erziehung  
an fre ien Schu len —  D er funktionsfähige soziale O rganism us. —  D as 
G esetz von Polarität und Steigerung, angew andt in der G em ein­
schaftskunde. D ie W irtschaft.

Folge 22: M erits and pitfalls in „Foreign aid", V or- .und N achteile der Entw ick­
lungshilfe —  D er M ensch im  Lichte der G oetheanistischen Erkenntnis­
m ethode — Z ur F inanzierung fre ier Schu len —  D er funktionsfähige 
soziale O rganism us —  D as G esetz von Polarität und Steigerung, ange­
w andt in der G em einschaftskunde. D as G eld.

D as E lternrech t und das deu tsche B ildungsw esen —  D er F ördera lism us 
und  das deu tsche B ildungsw esen  —  D as Prim at der K ultur im  sozialen  
O rgan ism us — W er erzieh t unsere K inder?

Folge 23:

Folge  24: D er O st-W est-G egensatz als Schicksal und A ufgabe — U topie oder 
W irklichkeit —  B eitrag zur B odenrechts-D iskussion —  Staatliches B il- 
dungsw esen .

V om  W esen der A rbeit. Eine sozialpädagogische Studie —  N eue W ege 
(vergriffen) freiheitlicher Politik. D ie gegenw ärtige Situation der freiheitlichen 

B ew egung und ihre C hance — G rundrechte und N aturrecht — • Ü ber 
Partnerschaft in der W irtschaft —  F reiheit der E rziehung und K ultur­

e inheit. B rief an einen Soziologen —  D ie G rundsä tze des fre ien  K ultur­

lebens — D ie K ulturpolitik in den W ahlprogram m en.

Folge 25:

W as verstehen w ir unter „freiheitlicher O rdnung“ von-W irtschaft, Staat 
und K ultur und w odurch ist diese freiheitliche O rdnung funktio 
fähig? —  Ü ber die sittliche H altung Im W lrtschaftsprozeQ  —  D ie E in­

führung der R eifeprü fung .

Zur B iographie eines Freiheitssuchers — Z ehn M illionen Schu lpro - 
gram m e. Ü ber die N otw endigkeit der Freiheit des Erziehungsw esens 
—  M ax Stirner, der Ich-PM Iosoph —  Ein Individualist —  Ist V ollbe­
schäftigung bei zugleich fixen W echselkursen und stabilem G eldw ert 
m öglich?

Folge  26:
ns-

Folge  27:
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V erri creator spiritus — G edanken zum fünfjährigen B estehen der 
Schriftenreihe „Fragen der Freiheit“ —  K onjunkturpolitik am  Scheide­
w ege —  Partnerschaft. G edanken zur N euordnung des A rbeitsverhält­
nisses —  D er Schw arze D ienstag.

Folge 28:

D ie Idee der G erechtigkeit bei Thom as von A quino —  D ie Idee der G e­
rechtigkeit im  H inblick auf das O st-W est-Problem  —  B erichte über die 
12. Tagung des Sem inars für freiheitliche O rdnung  —  A us GFEDCBAeinem  Brie}, 
betre ffend Schu lpo litik — D ie Q uadratur des K reises. B etrachtungen 
zur konjunkturpolitischen Lage —  D ie Politische G em einschaftskunde.

Folge 29:

V on der G rundrente und ihrer H eim holung —  Inflation oder K rise? —  
Starre und O ffenheit im deutschen B ildungssystem —  K oexistenz bis 
aufs M esser —  D ie politische G em einschaftskunde D er Staat.

Folge 30:

Friede auf Erden —  W as verstehen w ir unter Freiheit? —  Erkenntnis- 
Irage — Schicksalsfrage —  Stufen der G oethe’schen Erkenntnisart —  
D ie Politische G em einscha ftskunde

Folge  31:

D as A rbeitsverhältnis als betrieblich-ökonom isches,  sozialrechtliches und  
ordnungspolitisches Problem — N euordnung des A rbeitsverhältnisses 
durch betriebliche Partnerschaft, eine dringende Forcierung der G egen-

D ie po litischeG em einscha ftskunde,

Folge  32

w art
• D ie W irtscha ft —  B ericht über  die 13. Tagung des Sem inars für freiheit­

liche  O rdnung.

W o bleibt die K rise?

G rundgesetz und freiheitliche O rdnung von W irtschaft, Staat und K ultur 
— N euordnung des A rbeitsverhältnisses durch betriebliche Partner­
schaft, eine dringende Forderung der G egenw art —  W ie soll es w eiter­
gehen? —  Europas politisches G ew icht —  D er Preis ist zu hoch —  B ilanz  
der B undesbank —  D ie politische G em einschaftskunde.

Folge  33:

D ie P riva tschu lfre iheit im  B onner G rundgesetz —  V ersuch über ein ige  
(vergriffen) theoretische  G rundfragen  der Schu lpo litik
Folge 34:

M itbete iligung der E ltern im  Schu lw esen — Jenseits von M acht undFolge 35:
(vergriffen) A narchie —  D ie Sozialordnung der Freiheit —  Zur politischen Lage - 

Som m er 1963 —  D ie politische G em einschaftskunde —  D ie K ultur

H offnung auf die Erhaltung der Freiheit —  D ie Erhaltung  der Freiheit - 
Europas philosophische und ordnungspolitische A ufgabe — A rbeits­
gem einschaft für V erfassungsrecht.
D ie politische G em einschaftskunde, W issenschaft, K unst, R elig ion.

Folge 36:

D ie zentrale Idee der abendländischen K ultur —  Phänom enologie der 
Erkenntnis —  Soziologische Fragen —  Ü ber V erfassung und dem okra­
tische V olksvertretung  —  D ie  po litische  G em einscha ftskunde  —  D ie  Ent­
w icklung der Sozialordm ing in  der G eschichte —  D er G ottesstaat.

Folge 37:

Lösung der B odenfrage im  Sinne des Privateigentum s und der Sozialen  
M arktwirtschaft — Zur K onjunkturpolitik — D ie politische G em ein­
schaftskunde  —  G riechenland  —  R om .

Folge 38:

In M em oriam O tto Lautenbach —  A us dem  M anifest der Freiheit und  
sozialen G erechtigkeit — Zur Frage der G eldw ertstabilität — Zur 
W ährungspolitik.

Folge 39:

N icolaus von C ues — Individualism us, K ollektivism us und freie G e- 
m einschaftsbüdung  —  D ie Erziehung zur M enschenw ürde - N aturrecht 
des K indes —  Politische G em einschaftskunde — D ie K ultur der ger­
m anischen V ölker.

Folge 40:

B eim  Sam m elbezug  aller bis jetzt erschienenen  noch lieferbaren  Folgen  „Fragen der 
Freiheit“ w ird der D ruckkostenpreis pro H eft auf 1,70 D M  erm äßigt.
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JENSEITSkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA VON MACHT UND ANARCHIE
D ie Sozialordnung  der Freiheit

. V O N D R . H EIN Z-H A R TM U T  V O G EL, H EID ENH EIM  

1963. 156 Seiten. K artoniert D M  24,-, Leinen D M  27,- V erlags-Nr. 051020

Zweierlei dürfte neu an diesem  B eitrag zur O rdnungssoziologie sein: D ie längst fällige 
erkenntnistheoretische R echtfertigung des Freiheitsanspruches des M enschen und die 
konsequente GFEDCBAordnungspo litische  A nw endung der so gewonnenen G rundsätze auf die 
G ebiete des w irtschaftlichen, staatlichen und kulturellen Lebens. D erj V erfasser be­

handelt das Them a ganz vom  G rundsätzlichen her. Zugleich gew innt jedoch das bei 
aller K nappheit der D arstellung flüssig  geschriebene  B uch insofern  höchst aktuelle  B e­

deutung, als es die tieferen  U rsachen der historischen  und  gegenw ärtigen  Spannungen  
zw ischen der kollektivistischen G esellschaftsideologie und dem  traditionellen Libera­

lism us aufzeigt und Lösungen zu ihrer Ü berbrückung anbietet. W er 
gischen - auch die kultursoziologischen - Fragen unserer Zeit m it| w achem  B lick 

verfolgt und sich um  die zukünftige G estaltung der Lebensverhältnisse sorgt, w ird  
m it Interesse nach dem  B uch greifen.

die soziolo-

WESTDEUTSCHER VERLAG • KÖLN UND OPLADEN

B ezugspreis: Zw ecks V ereinfachung der B uchhaltungsarbeit w erden die Leser von  
„Fragen  der Freiheit“ gebeten, w enn  m öglich, den  B ezugspreis Jew eils für m ehrere  
Folgen zu übersenden. B esten D ank! I

D er A bdruck des B eitrages von Eckhard B ehrens „Problem atik der staatlichen A ner­
kennung von Privatschulen vor dem B undesverfassungsgericht" erfolgt m it freund­
licher Erlaubnis der „G esellschaft für ein  freie» öffentliches  Schulw esen"  e.  V ., H eiden­
heim  B renz, B rucknerstraße i

D ruckfehlerbericht!gung: ln H eft 41, Seite 46 als 7. Zeile von unten m uß folgender 
Satz eingefügt w erden: „W eitere R eform atoren sind:" I

I
D ie Schriftenreihe „Fragen der Freiheit“ erscheint als privater M anuskriptdruck 
etw a sechsm al im  Jahr, und zw ar im  Februar, zu O stern, zu Pfingstenj, im  Juli, im  
O ktober und  zu W eihnachten. Sie verbindet die Freunde des „Sem inars1 für freiheit­
liche O rdnung der W irtschaft, des Staates und der K ultur“ (Sitz: 655s[ Sobern- 
heim / N ahe, B ahnhofstraße 6) m iteinander. W irtschaftliche Interessen sind m it 
der H erausgabe nicht verbunden. D er B ezugspreis ist so bem essen, daß sich die 

H erausgabe der Schriftenreihe gerade selbst trägt.
H erausgeber: D r. Lothar V ogel, 79 U lm /Donau, R öm erstraße 97 

B ezugspreis für das Einzelheft D M  2.40
B ezug: „Fragen  der Freiheit“, 6S53 Sobem heim -N ahe, B ahnhofstraße 6, Tel 06751/835 
Postscheck: Sem inar für Freiheitliche O rdnung der W irtschaft, des Staates und der 
K ultur EV ., B ad K reuznach, G eschäftsstelle 6553 Sobernheim . K to.-N rf. 281404 Post­
scheckkonto Frankfurt am  M ain. '

N achdruck, auch auszugsw eise, nur m it G enehm igung des H erausgebers 

D ruck: Jung S t C o.. B ad K reuznach, A m K ornm arkt




